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Sie halten eine neue Ausgabe unserer 

Zeitschrift in den Händen. Schön, dass 

Sie wieder dabei sind, sich diesmal an 

unser Fachgespräch im Oktober 2016 er-

innern bzw. an diesem teilhaben wollen, 

sollten Sie nicht dabei gewesen sein. 

Wir lassen Frau Prof. Dr. Herwartz-

Emden zu Wort kommen, die Familie 

und Migration zusammen denkt, und 

führen uns noch einmal die angeregte 

Diskussion mit den migrations- bzw. 

innenpolitischen Sprechern der im 

Bundestag vertretenen Parteien vor 

Augen. Schwerpunktmäßig wurden auch 

bedingt durch die kritischen Nachfragen 

und den Statements der Teilnehmenden 

die Schwierigkeiten des Ehegatten- und 

Familiennachzugs behandelt. 

Wir bedanken uns bei unserem Koopera-

tionspartner, dem Forum der Migrantin-

nen und Migranten im Paritätischen, für 

die gemeinsame Vorbereitung und die 

Durchführung in den Räumen der Hessi-

schen Landesvertretung in Berlin. Es war 

eine sehr gute Erfahrung – gerne wieder. 

Das gleiche gilt unserem Mitglied im 

Bundesvorstand, Sidonie Fernau, die 

sicher und eloquent durch die Veranstal-

tung führte.

Inspiriert von den Fragen und Anmer-

kungen der Teilnehmenden bereiteten 

wir weitere Themen um den Nachzug 

herum auf, überprüften die online 

Wartefristen für die erste Vorsprache bei 

ausgewählten deutschen Auslandsver-

tretungen, um einen Antrag auf Nachzug 

zu stellen, nehmen spezifi sche Aspek-

te des Nachzugs zu Gefl üchteten in 

Deutschland in den Blick und diskutieren 

die gesetzlich verfasste Regelung indi-

vidueller Härtesituationen. Wir nehmen 

mal vorweg, die bestehende Härtefallre-

gelung ist in der Praxis unwirksam und 

belässt Paare und Familien in äußerst 

schwierigen und psychisch belasteten 

Lebenssituationen. Es ist traurig, dass 

sich an dieser Stelle politisch nichts be-

wegt. Wir sollten darüber nicht zaudern, 

sondern dies als zukünftige Anforderung 

sehen, diese annehmen und in unserer 

Arbeit noch besser werden. Mit Ihrer 

Unterstützung, liebe Leserin und lieber 

Leser, wird uns das letztendlich gelingen.

Wir berichten weiterhin über Ereignisse 

aus dem Vereinsleben, stellen eine Un-

ternehmerin mit ihrem Angebot vor und 

weisen auf neue Publikationen hin.

Wir laden Sie sehr gerne zu unserer Fach-

tagung »Vielfalt unter Druck?« am 21. 

April 2017 nach Frankfurt am Main ein 

und diskutieren ein Tag später im Rah-

men unserer Delegiertenversammlung 

die zukünftige Arbeit unseres Verbands. 

Vielleicht sind auch Sie mit dabei? 

Wo auch immer wir uns sehen und tref-

fen werden, ob persönlich oder online 

auf unserer Webseite 

www.verband-binationaler.de 

oder in unserer Facebook-Gemeinschaft, 

wir freuen uns auf Sie.

Bis dahin wünschen wir Ihnen eine gute 

Zeit und viel Spaß beim Stöbern der 

vorliegenden Lektüre,

Ihre

Hiltrud Stöcker-Zafari

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend

Diese Ausgabe wird durch Mittel 

der GlücksSpirale gefördert. 

Wir danken der Glücksspirale für die 

fi nanzielle Unterstützung.

Gefördert vom
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Familiäre Perspektiven 
auf Migration und Teilhabe 

Migration – ob freiwillig oder unfreiwillig – ist Teil der Familiengeschichte und somit 

auch ein Familienprojekt. Es betriff t alle Akteure im Familienverbund. Obgleich Fa-

milien- und Verwandtschaftsbeziehungen für den Migrations- und Eingliederungs-

prozess in der Aufnahmegesellschaft bedeutend sind, fi ndet dieser Zusammenhang 

immer noch zu wenig Beachtung in Wissenschaft und Forschung – aber auch in der 

Politik. 

Sowohl der Verband binationaler Fami-

lien und Partnerschaften, als auch das 

Forum der Migrantinnen und Migranten 

im Paritätischen Gesamtverband sehen 

die Familie als Anker für ein gelingendes 

Ankommen in Deutschland. Sie haben 

daher die Veranstaltung »Familiäre 

Perspektiven auf Migration und Teilhabe« 

am 21. Oktober 2016 in Berlin, Hessische 

Landesvertretung, gemeinsam ausgerich-

tet. Unser Dank gilt daher dem Forum der 

Migrantinnen und Migranten, unserem 

Kooperationspartner und dem Bundes-

ministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend für die fi nanzielle Unterstüt-

zung dieses Fachgesprächs.

Auf den folgenden Seiten, die zugleich die 

zentralen Ergebnisse der Veranstaltung 

dokumentieren, nehmen wir die Schnitt-

stelle »Familie – Migration« in den Blick 

und fragen nach den Rahmenbedingun-

gen, die binationale und eingewanderte 

Familien benötigen, um ihr familiäres 

Zusammenleben in Deutschland gut 

gestalten und für sich eine Lebens- und 

Bleibeperspektive eröff nen zu können. 

Welche Bedingungen unterstützen ein 

zeitnahes Zusammenleben, welche för-

dern oder hemmen eine gesellschaftliche 

Teilhabe? Was schaff t wirklich Integration 

– wenn dies als ein beidseitiger Prozess 

verstanden wird?

Frau Prof. Dr. Leonie Herwartz-Emden be-

trachtet in ihrem Beitrag dabei vor allem 

die Innensicht auf die Familie. Sie richtet 

ihren Blick auf die »mehrkulturellen« 

Lebenslagen der Familien und analy-

siert strukturelle Gemeinsamkeiten und 

Unterschiede von binationalen Familien, 

von Familien mit Migrationserfahrung 

allgemein und im besonderen Fall von 

Familien mit Fluchterfahrung. 

Bei der Betrachtung der Sozialisations- und 

Entwicklungsprozesse von neu Zugewan-

derten betont sie die besonderen Heraus-

forderungen, Risiken und Chancen bei der 

kindlichen Entwicklung und macht deutlich 

wie wichtig ein intaktes gemeinsames 

Familien leben für einen erfolgreichen 

Integrations prozess ist.

Einen gesellschaftlich-politischen Blick 

spiegelt die Zusammenfassung der Diskus-

sionsrunde mit politischen Vertretern der 

Fraktionen der im Bundestag vertretenen 

Parteien wider. Die Bedeutung der Familie 

für den Integrationsprozess, Spracherfor-

dernisse bei der Familienzusammenführung 

und Verfahren der Familienzusammenfüh-

rung sind hier zentrale Themen. Als Verband 

ist es uns wichtig, dass gegenüber den 

Vertretern aus Politik und Wissenschaft die 

Erfahrungen aus unseren Familien und un-

serer Verbandsarbeit in die fach lichen und 

politischen Diskussionen mit eingebunden 

werden. Dies war ein wichtiges Anliegen 

bei der Kooperationsveranstaltung mit dem 

Forum der Migrantinnen und Migranten im 

Paritätischen und ist es weiterhin mit Blick 

auf das Wahljahr 2017. 

GESAMTVERBAND

Forum der Migrantinnen und Migranten



Fachgespräch

am 21.10.2016 

12.00 – 15.30 Uhr

Hessische Landesvertretung 

Berlin

Forum der Migrantinnen und Migranten im Paritätischen  
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Die Tatsache, dass Migration eine Familien-

angelegenheit ist, sollte mittlerweile 

niemand mehr bestreiten. In dem Moment, 

in dem eine Person auswandert (freiwillig 

oder erzwungen), ändern sich augenblick-

lich der Lebensverlauf und der Horizont 

der Möglichkeiten aller Familienmitglieder. 

Die Mobilität einzelner Familienmitglieder 

eröff net eine Reihe von Chancen, aber 

auch von Schwierigkeiten.

Liebe und Verantwortung für ihre Fami lien 

sind für viele Menschen Gründe, ihre ge-

wohnte Umgebung zu verlassen. Zudem 

zwingen Krieg und Zerstörung jedes Jahr 

Millionen von Menschen ihren Lebens-

mittelpunkt zu verlagern. Beide Gruppen 

haben etwas gemeinsam: sie hinterlassen 

eine Familie und werden wahrscheinlich an 

dem Ort, an dem sie ankommen, entweder 

eine Familie gründen oder die Familie aus 

dem Herkunftsland nachholen.

In Deutschland haben laut Bundesfamili-

enministerium 30 Prozent der Familien mit 

Kindern unter 18 Jahren mindestens ein 

Elternteil mit Migrationshintergrund. Das 

heißt, dass jede dritte Familie hierzulande 

mit den Chancen und Schwierigkeiten der 

Mobilität konfrontiert ist. Mehrsprachige 

Erziehung, interkulturelle Konfl ikte, Rück-

überweisungen und aufenthaltsrechtliche 

Anforderungen sind einige der Aspekte, 

mit denen eine solche Familie umgehen 

muss. Dies zusätzlich zu den normalen 

Herausforderungen, denen sich alle Fami-

lien stellen müssen, wie zum Beispiel der 

Bildungserfolg der Kinder und Jugendli-

chen oder die Schaff ung von adäquatem 

Wohnraum für die Familie. Demzufolge 

kann eine Migrations- bzw. Integrations-

politik ihre positiven Auswirkungen auf 

die gesamte Gesellschaft nur entfalten, 

wenn die Förderung des familiären Lebens 

mitgedacht wird. Bedauerlicherweise 

funktioniert die Politik und Gesetzgebung 

sehr oft genau umgekehrt: zum Beispiel 

bei der Familienzusammenführung 

von Nicht-EU-Bürger*innen müssen die 

nachziehenden Familienmitglieder vor der 

Einreise ein bestimmtes Maß an Deutsch-

kenntnissen nachweisen. Bei Eheleuten 

müssen einfache Sprachkenntnisse, bei 

Kindern ab 16 Jahren sogar ein C1-Niveau 

nachgewiesen werden. Diese Sprachan-

forderungen stellen eine Hürde bei der 

Familienzusammenführung dar, die von 

vielen Personen schwer zu überwinden 

ist. Zudem diskriminieren sie die Gruppe 

der Nicht-EU-Bürger*innen gegenüber der 

Gruppe der EU-Bürger*innen. 



Bei den sogenannten subsidiär geschütz-

ten Menschen wurde ab 2016 das Recht 

auf Familienzusammenführung sogar 

zwei Jahre mit der Möglichkeit auf Verlän-

gerung ausgesetzt. Die Hürden sind aber 

nicht nur rechtlicher Natur, es fehlen zum 

Beispiel Konzepte für die Verbesserung 

der Bildungschancen von Kindern und 

Jugendlichen mit Migrationshintergrund. 

Immer noch verlassen mehr als doppelt 

so viele Migrant*innen im Vergleich zu 

nicht-Migrant*innen die Schule ohne 

Hauptschulabschluss (11 Prozent gegen-

über 5 Prozent in 2015).

Diese und andere Themen haben wir bei 

der Tagung am 21. Oktober 2016 in Berlin 

mit Politikern der vier Fraktionen des 

Bundestages diskutiert. 

Das Forum der Migrantinnen und Mig-

ranten (FdM) hat sich bei der Tagung, wie 

schon seit Jahren, für die Verbesserung 

der Rahmenbedingungen für das Fami-

lienleben von Migrant*innen eingesetzt. 

An dieser Stelle möchten wir uns bei 

den Teilnehmenden, die leidenschaftlich 

und präzise mitdiskutiert haben, und bei 

dem Verband Binationaler Familien und 

Partnerschaften für die exzellente Zusam-

menarbeit bedanken. Wir sind gespannt, 

ob sich unsere Forderungen und Anliegen 

in den Parteiprogrammen für die Bundes-

tagswahlen nächstes Jahr wiederspiegeln.

Kenan Küçük 

Sprecher des Forums der Migrantinnen 

und Migranten im Paritätischen 

Das Forum der Migrantinnen und 

Migranten im Paritätischen (FdM) 

wurde 2007 mit dem Ziel gegrün-

det, eine stärkere Beteiligung von 

Migran tinnen und Migranten an 

der Integrationspolitik zu erreichen. 

Das FdM ist ein multiethnischer 

und interkulturell aufgestellter 

Zusammenschluss von Migranten-

organisationen, die Mitglied in den 

Landesverbänden des Paritätischen 

und/oder im Paritätischen Gesamt-

verband sind. An der Gründungs-

versammlung beteiligten sich 70 

Migrantenorganisationen, heute wir-

ken mehr als 190 Organisationen mit. 

Das Forum ist in verschiedene zivil-

gesellschaftliche Beratungs gremien 

auf Bundesebene eingebunden und 

nimmt Teil an zahlreichen Fachdis-

kursen innerhalb und außerhalb des 

Verbandes. 

|    FA M I L I Ä R E  P E R S P E K T I V E N  AU F  M I G R AT I O N  U N D  T E I L H A B E6   



FA M I L I Ä R E  P E R S P E K T I V E N  AU F  M I G R AT I O N  U N D  T E I L H A B E    |   7  

Prof. Dr. phil. habil. Leonie Herwartz-Emden 

Familien in der Einwanderungsgesellschaft 
Zusammenfassung

Ausgehend von einem aktuellen Blick 

auf Lebenslagen verschiedener Familien-

konstellationen und Herkünfte wurden 

Familien in »mehrkulturellen« Lebens-

verhältnissen dargestellt und es wurden 

strukturelle Gemeinsamkeiten in den 

Lebenssituationen von bi-nationalen 

Familien, Familien mit Migrationserfah-

rung und Familien mit Fluchterfahrung 

aufgezeigt. Strukturelle Merkmale und 

Rahmenbedingungen weisen Gemein-

samkeiten und Unterschiede auf, sowohl 

in den Sozialisationsbedingungen 

und Akkulturationsanstrengungen im 

Mikroklima der Familie als auch in den 

Veränderungen. Folgerungen ergeben 

sich für Unterstützungsangebote und 

Maßnahmen für Eltern, Kinder, Jugend-

liche. 

Ausgangslage und Thesen

Ausgewählte Daten zu binationalen 

Familien: Im Jahr 2014 wurden in der 

Bundesrepublik Deutschland insgesamt 

385.952 (2013: 373.655) Ehen geschlos-

sen. Davon waren: 331.479/ 85,9 % (2013: 

321.202/ 86 %) deutsch-deutsche Ehen, 

54.473/ 14,11 % Eheschließungen mit 

ausländischer Beteiligung (2013: 52.453/ 

14 %) und 44.961/ 11,6 % (2013: 43.727/ 

11,6 %) binationale Eheschließungen mit 

deutscher Beteiligung. Damit war im Jahr 

2014 etwa jede 9. Eheschließung eine 

binationale. 2014 gab es 9.512/ 2,5 % 

(2012: 8.726/ 2,3 %) Eheschließungen, bei 

denen beide Partner eine ausländische 

Staatsangehörigkeit haben. 

Davon auszugehen ist, dass 22,9 % (2013: 

22 %) der insgesamt in Deutschland 2014 

geborenen Kinder – das bedeutet: jedes 4. 

in Deutschland geborene Kind – in mehr-

kulturellen Familien lebt bzw. mindestens 

einen Elternteil mit ausländischer Staats-

angehörigkeit hat. Das Merkmal der »Bi-

nationalität« in Familien kreuzt sich ggf. 

mit dem Merkmal Migrationshintergrund 

und ggf. einer Fluchterfahrung. 

Tagungsort: Hessische Landesvertretung 

in Berlin, Fachgespräch und Diskussions-

runde mit Politikvertretern.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2015

(Die Anzahl der eingetragenen Lebenspartner-

schaften wurde statistisch nicht erhoben.)
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Prof. Dr. phil. habil. 
Leonie Herwartz-Emden

Univ. Prof. i.R. für die Pädagogik 

der Kindheit und Jugend, 

Universität Augsburg

Institut für Migrationsforschung 

und Interkulturelle Studien (IMIS), 

Univ. Osnabrück

Email: leonie.herwartz-emden@

phil.uni-augsburg.de

Im Mikroklima der Familie und im Alltag 

des familiären Zusammenlebens stehen zu 

bewältigende Prozesse des mehrkulturel-

len Zusammenlebens im Vordergrund des 

Geschehens, die zu lebende Internationa-

lität, die transnationalen Beziehungen, die 

geforderte und zu bewältigende Akkultu-

ration bzw. die zu bewältigende Integra-

tion. Erforderliche Akkulturationsanstren-

gungen und notwendige Anpassungen 

führen oft zu großer Verunsicherung auf 

verschiedenen Ebenen des familiären 

Zusammenlebens. Verunsicherungen 

sind Bestandteil des Alltagslebens von 

Familien – ihre Bewältigung geschieht 

im engeren Kern des familiären Zusam-

menlebens. In der Familie selbst muss 

es gelingen, in einer vertrauensvollen 

und raumgebenden familiären Praxis 

Erfahrungen - auch von Diff erenz - zu 

erschließen und ggf. nach außen auch zu 

kommunizieren. Strukturelle und off ene 

Ausgrenzungen, Diskriminierung und Ras-

sismus sind für Kinder und Jugendliche, 

die sich in einem sensiblen Prozess des 

Aufwachsens befi nden, entwicklungs-

feindlich. Kinder brauchen hingegen ein 

positiv anerkennendes Umfeld für ihre zu 

bewältigenden Entwicklungsaufgaben 

und die erfolgreiche Teilhabe an Bildung. 

Akkulturationsleistungen in binationalen 

Familien sind zugleich zentral im Mikrokli-

ma der Partnerschaft angesiedelt - je nach 

Herkunftsgeschichte und den je individu-

ellen Voraussetzungen und Kompetenzen 

der Beteiligten. Die genannten Kontexte 

fl ießen hier, unterschiedlich variiert, in die 

Prozesse mit ein und bedingen Transfor-

mationen. Transnationalität und Mehr-

kulturalität sind somit zentrale Merkmale 

des Mikroklimas der Elternbeziehung 

und der Eltern-Kind-Beziehung sowie des 

gesamten Alltagslebens der Familie. Über 

die engere Partnerschaft hinaus ist die 

erfolgreiche Einbindung verschiedener 

kultureller und sprachlicher Hintergründe 

in die Bildungs- und Sozialisationsprozes-

se der Kinder zu gewährleisten.

Festzuhalten ist resümierend, dass für 

alle genannten Gruppen von Familien 

gilt, dass Unterstützung geleistet werden 

muss in einem Lebenszusammenhang, in 

dem komplexe Transformationsprozesse 

stattfi nden, Transformationen, die die ein-

zelne Familie alltäglich zu bewältigen hat. 

Familie muss in ihrem Lebenszusammen-

hang agieren können, wenn Zusammen-

leben und Integration gelingen sollen. 

Kinder und Jugendliche brauchen die Un-

terstützung der Eltern. Sie müssen in ihren 

Entwicklungswegen mit ihrer Familie 

»rechnen« können. Maßnahmen sollten 

sich daran ausrichten, dass Teilhabe und 

Integration von der Familie als Gesamtheit 

erbracht und für Kinder Jugendliche all-

täglich Bildungswege und Zweitspracher-

werb unterstützt werden müssen. Inte-

grations- und Bildungserfolge der Kinder 

können nur mit den Müttern (und Vätern) 

erreicht werden. Insofern: Familiennach-

zug muss möglich sein und gewährleistet 

werden. Familienbildungskonzepte und 

pädagogische Maßnahmen sollten der 

Dynamik der verschiedenen Lebenssitua-

tionen gerecht werden, kultursensible 

und herkunftsgruppen-angepasste Maß -

nahmen und Zugangswege müssen ein -

gesetzt und weiterentwickelt werden. 

Sie sollten an der Alltags- bzw. Lebens-

welt der Familie ansetzen. Eine Balance 

zwischen Lebens- und Alltagsweltbezug 

und Wissensvermittlung muss hergestellt 

werden; Sprachkurse und Bildungsmög-

lichkeiten sind Voraussetzung.
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Für mich wurde erneut bestätigt, dass Integration nur gelingen 

kann, wenn Veränderungsprozesse erfolgreich gemeistert werden. 

Daher brauchen Familien Unterstützung in dieser Lebensphase. 

Sie müssen agieren können und dürfen nicht blockiert sein durch 

besondere Belastungen im Alltag, zum Beispiel aufgrund der 

Wohnsituation, der Trennung von Familienmitgliedern, aufgrund 

rechtlicher Unsicherheit, Ausgrenzung und Diskriminierung.

Es sind ungeheure Anstrengungen, die 

Familien mit Fluchterfahrung leisten müs-

sen: sie müssen ihr Familienleben oft unter 

extremen Umständen weiter führen. Dabei 

sind sie selbst mit der Verarbeitung von zum 

Teil dramatischen Erfahrungen beschäftigt. 

Gleichzeitig müssen sie ihre Kinder dabei 

unterstützen, diese zu verarbeiten.

Trotz aller Unterschiede bei den eingewander-

ten Familien - gemeinsam ist ihnen, dass sie in 

ihrem Alltag vor vergleichbaren Herausforde-

rungen stehen: Sie müssen mit Mehrsprachig-

keit und Mehrkulturalität umgehen lernen. Ihr 

Alltag ist geprägt von vielfältigen Hierarchisie-

rungen, Stereotypen, Diskriminierungen und 

rassistischen Ausgrenzungen.

Es war gut, dass sich die Politiker so 

viel Zeit nahmen für unsere Fragen.

Mir wurde präsent, wie wichtig Familie ist: jede Familie hat 

ihre eigene Zuwanderungsgeschichte, einige Familienmit-

glieder können besser mit Verunsicherung umgehen oder 

lernen schneller die Sprache des Aufnahmelandes als an-

dere. Einige können die Belastungen für die Familie besser 

abfedern als andere. Der familiäre Zusammenhalt bildet 

zugleich einen geschützten Raum, wo in enger emotiona-

ler Verbundenheit der Einzelnen wichtige Integrationsleis-

tungen erbracht werden - trotz schwierigster Umstände.

Stimmen zum Fachgespräch
Eine Auswahl
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Im Prozess der Anpassung und Ak-

kulturation sind Erfolge und Misser-

folge in erster Linie das Ergebnis der 

Anstrengungen der Einzelnen selbst 

sowie der positiven Kraft des familiä-

ren Zusammenhaltes.

Mir wurde deutlich wie wichtig es ist, dass zugewan-

derte Familien, wenn es um das Ziel einer erfolgrei-

chen Bildung ihrer Kinder geht, in engem Austausch 

treten müssen mit den Bildungsinstitutionen Kita 

und Schule. Sie müssen wissen, dass das Bildungs-

system hier anders funktioniert als sie es aus ihren 

Herkunftsländern kennen und sie ihre Kinder auf 

ihrem Bildungsweg unbedingt unterstützen müssen.

Eltern, Kinder und Jugendliche benötigen Unterstützung 

in ihrem Integrationsprozess. Maßnahmen und Angebote 

erreichen sie nur, wenn die Rahmenbedingungen stimmen 

und wenn die professionellen Akteure migrations- und 

geschlechtssensibel handeln, interkulturelle Kompetenzen 

erwerben und einen anerkennenden Umgang mit Mehr-

sprachigkeit praktizieren.

Für mich wurde wieder einmal bestätigt, dass für 

Kinder und Jugendliche strukturelle Diskriminierung, 

Rassismus und off ene Ausgrenzungen besonders 

entwicklungsfeindlich sind.

Erstaunt hat mich, wie wenig die 

Politiker doch die Lebenssituatio-

nen der Familien im Blick hatten, 

ihr Fokus lag vielmehr darauf, 

Zuwanderung auf dem Rücken 

von Familien zu steuern.

Auch Eltern, die gefl ohen sind, 

wollen ihren Kindern nicht nur 

Schutz und Sicherheit bieten, son-

dern auch gute Entwicklungs- und 

Bildungsperspektiven.
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Bedeutung der Familie für den Integrationsprozess 

Welche Positionen haben die Parteien dazu?

CDU / CSU

Für Stephan Mayer ist es wünschenswert, 

wenn Migrant*innen in einer intakten Fa-

milie nach Deutschland kommen. Die Er-

fahrung zeige, dass die meisten Probleme 

entstehen, wenn alleinreisende Flüchtlin-

ge, insbesondere unbegleitete minder-

jährige Flüchtlinge, zu uns kommen. Sie 

seien häufi g traumatisiert, auf sich alleine 

gestellt und verfügen über keine oder 

geringe Deutschkenntnisse. Es gibt Anzei-

chen, so Mayer, dass sie das Hauptziel von 

Islamisten und Dschihadisten sind, wenn 

es darum geht, Anhänger in den Asyl-

bewerberunterkünften anzuwerben. Im 

Familienverbund ist die Gefahr geringer, 

Opfer von Radikalisierung zu werden, so 

Mayer.

Integration sei ein zentrales Thema für sei-

ne Fraktion. Er hält daher eine Erhöhung 

der fi nanziellen Mittel für Sprachkurse 

für notwendig – um mindestens zehn 

Prozent. Deutsch lernen sei die entschei-

dende Stellschraube für eine erfolgreiche 

Integration in die deutsche Gesellschaft. 

Natürlich, so Mayer, gebe es hier eine 

Bringschuld bei der aufnehmenden Ge-

sellschaft. Der Staat müsse entsprechende 

Angebote vorhalten – Bayern mache in 

monetärer Hinsicht bereits am meisten für 

die Integration. Ein Konzept des Förderns 

und Forderns erwarte aber auch von den 

Migrant*innen, dass sie die Angebote 

nutzen. 

SPD

Rüdiger Veit sieht als wichtigste Faktoren 

für die Integration neben der Sprache die 

Möglichkeit sich selbst weiterzubilden, 

mit seiner Arbeit den eigenen Lebensun-

terhalt bestreiten zu können und natür-

lich die Möglichkeit mit der eigenen Fami-

lie im neuen Land leben zu können. Eine 

Ausnahme gibt es beim Familiennachzug 

zu subsidiär Geschützten1: hier wurde 

erst 2015 ein gesetzlicher Anspruch 

formuliert, der aktuell durch den neuen 

Paragrafen 104 a, Absatz 13 des Aufent-

haltsgesetzes (Asylpaket II) bis März 2018 

wieder ausgesetzt worden ist. Die damals 

an dieser Entscheidung Beteiligten seien 

wohl davon ausgegangen, dass der Anteil 

der subsidiär Geschützten gering bleiben 

würde. Tatsächlich ist der Anteil in letzter 

Zeit erheblich angestiegen. Das führe 

dazu, so Veit, dass die Menschen in eine 

illegale und damit gefährliche Flucht 

gedrängt werden, wenn sie der lebens-

bedrohlichen Lage in Syrien oder der 

prekären Unterbringungssituationen in 

den Nachbarstaaten entkommen wollen. 

Das könne man nicht hinnehmen.

Diskussionsrunde mit Politikvertretern

Wir fragten Vertreter der im Bundestag vertretenen Parteien danach, wie sie die Bedeutung der Familie 

für den Integrationsprozess beurteilen, wie sie zu dem Spracherfordernis bei der Familienzusammenführung stehen 

und welche Erleichterungen sie bei den Verfahren der Familienzusammenführung unterstützen würden. 

Hier die zusammengefassten Ergebnisse der Diskussionsrunde.

1   Siehe Info-Kasten dazu S. 21

2  Artikel 16 der Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte beschreibt den grundlegen-

den Schutz von Ehe und Familie: die Freiheit 

zur Eheschließung, die Gleichberechtigung der 

Ehepartner und die Freiheit zur Familiengrün-

dung.

3  Artikel 6, Absatz (1) Grundgesetz besagt: Ehe 

und Familie stehen unter dem besonderen 

Schutze der staatlichen Ordnung.

von links: Kenan Küçük (FdM), Stephan Mayer 

(CDU/CSU), Sidonie Fernau und Hiltrud Stöcker-

Zafari (Verband binat. Familien), Rüdiger Veit 

(SPD), Volker Beck (Bündnis 90/ Die Grünen), 

Dr. Thomas Hohlfeld (Die Linke)
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Bündnis 90 / Die Grünen

Volker Beck nimmt bei der Familienpolitik 

eine eher konservative Haltung ein: »…

die familiäre Einheit, Ehe, Lebenspartner-

schaft hat eine wichtige Bedeutung für 

die Menschen – und Menschen können 

auch Ausländer sein. Folglich gilt für mich 

der grundgesetzliche Schutz von Ehe und 

Familie (GG Art.6) für Deutsche wie für 

Migrant*innen gleichermaßen. Deshalb 

haben wir in dieser Wahlperiode (2014) ein 

eigentlich konservatives Gesetz vorgeschla-

gen, nämlich den Entwurf eines Gesetzes 

zur Verwirklichung des Schutzes von Ehe 

und Familie im Aufenthaltsrecht.«

Für Volker Beck muss jede eheliche Le-

bensgemeinschaft gelebt werden können. 

»Wenn für einen der beiden Partner ein Auf-

enthaltsrecht in Deutschland vorgesehen 

ist, dann muss dazu gehören, dass die Le-

bensgemeinschaft auch in Deutschland ge-

lebt werden kann. Doch das ist gegenwärtig 

rechtlich nicht gewährleistet. Nicht nur 

bei subsidiär Geschützten, bei denen der 

Familiennachzug gerade für zwei Jahre aus-

gesetzt wurde, sondern auch bei anderen 

ist der Familiennachzug nicht ohne weiteres 

möglich. Dazu gehört auch die Bedingung 

des Sprachnachweises vor der Einreise.« 

…»Mit der Pfl icht, im Ausland Deutsch zu 

lernen wird nichts für die Integration getan, 

es wird lediglich sozial selektiert bei der 

Grundrechtswahrnehmung auf eheliches 

und familiäres Zusammenleben.« 

Für ihn sei jede Einschränkung im Familien-

nachzug ein Dorn im Auge. Familie bestehe 

nicht nur aus der ehelichen Lebensge-

meinschaft, Familie sei umfassender und 

vielfältiger zu verstehen. Nicht nur die 

Ehepartner*innen und Kinder bis 18 Jahre 

sollten nachziehen können, sondern auch 

andere Familienmitglieder wie Stiefeltern 

und -kinder und Kinder über 18 Jahren. 

Die Linke

Für Thomas Hohlfeld können sich Men-

schen hier nicht integrieren, wenn ihre 

Gedanken um ihre Familien kreisen, die 

sie in Unsicherheit und prekären Situatio-

nen zurücklassen mussten. Wenn Familien 

getrennt sind, so Hohlfeld, erschwere dies 

die Integration, das Erlernen der Sprache. 

Er sieht in dem Aussetzen des Famili-

ennachzuges für subsidiär Geschützte 

einen Verstoß gegen das Menschenrecht 

der Eheschließungsfreiheit2 und einen 

Verstoß gegen den Schutz von Ehe und 

Familie in Artikel 6 des Grundgesetzes3. 

Die aktuelle Regelung sei darüber hinaus 

kontraproduktiv und inkonsequent, da 

die Menschen hier einerseits Schutz er-

hielten, aber ihnen andererseits verwei-

gert werde, tatsächlich hier anzukommen, 

wenn sie von ihren Familien getrennt 

leben müssen.
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Spracherfordernis bei der Familienzusammenführung 

Welche Positionen vertreten die Parteien zu diesem Thema? 

CDU / CSU

Stephan Mayer tritt für die Beibehaltung 

des Sprachnachweises ein: »Der Nach-

weis des Spracherfordernisses hat sich 

aus Sicht der CDU/CSU bewährt, weil die 

Zunahme von Zwangsehen, in den letzten 

Jahren zurückgedrängt werden konnte. 

Nachreisende Ehegatt*innen, die über kei-

nerlei Deutschkenntnisse verfügen, waren 

so den meist männlichen Ehegatten völlig 

ausgeliefert und lebten in Parallelge-

sellschaften. Der Spracherwerb vor der 

Einreise ist im Sinne der Integration, da 

die Nachziehenden so wenigstens über 

gewisse Sprachkenntnisse verfügen.«

Das Sprachkompetenzniveau A14 sei sehr 

niedrig. Rudimentäre Deutschkenntnisse 

seien nicht zu viel verlangt, sondern im 

Sinne der nachziehenden Frauen.

Bezüglich der Aussetzung des Famili-

ennachzugs zu subsidiär Geschützten 

widerspricht er dem Argument, dass diese 

Regelung nicht menschenrechtskonform 

sei, da weder in der Genfer Flüchtlings-

konvention noch irgendwo anders stehe, 

dass subsidiär Geschützten ein Familien-

nachzug gewährleistet werden müsse. 

Deshalb werde er dafür werben, den Fa-

miliennachzug zu subsidiär Geschützten 

wie im Asylpaket II beschrieben, auszu-

setzten, auch über März 2018 hinaus.

Nachfrage: Konnte es tatsächlich nach-

gewiesen werden, dass das Erfordernis 

des Sprachnachweises vor der Einreise 

Zwangsehen verhindert?

Stephan Mayer: »Das ist immer schwer 

nachweisbar, aber es gibt immerhin 

Beweise und Beschwerden darüber, dass 

dieses Phänomen grassiert. Es ist im Sinne 

jedes Menschen, wenn er vor der Einreise 

über gewisse Sprachkenntnisse verfügt.«

Einwurf aus dem Publikum: Nicht alle, die 

einen Familiennachzug begehren, haben 

Zugang zu Sprachkursen, z.B. Kurden in 

der Türkei haben oft keinen Zugang zu 

Schulen, zu Bildung – erst recht nicht die 

Mädchen. Ein Sprachniveau A1 schütze 

sie nicht vor Gewalt und Zwangsverhei-

ratung.

Zu der Bemerkung aus dem Publikum 

verweist Stephan Mayer auf die Goethe 

Institute, die es auch in Diyarbakır und in 

Gaziantep im Osten der Türkei gebe. Er 

sehe keine unzumutbaren Hürden und es 

gebe auch eine Härtefallregelung. 

SPD

Rüdiger Veit: »Es hat Untersuchungen 

über die Auswirkungen des Sprachnach-

weises gegeben, die bestätigten, dass es 

überhaupt keinen Zusammenhang gibt 

zwischen dem Sprachnachweis und der 

Verhinderung von Zwangsehen.«5  Er 

erinnere sich an einen einzigen Fall in der 

Botschaft in Ankara, wo eine Frau darum 

bat, den Deutschtest nicht zu bestehen, 

weil sie nicht zu ihrem Ehemann nach 

Deutschland nachziehen wollte.

Frauen in Zwangsehen könne am besten 

in Deutschland geholfen werden, nicht 

durch ein lange währendes Deutschler-

nen im Ausland.

Die SPD versuchte, so Veit, den Sprach-

nachweis vor der Einreise im Rahmen des 

Ehegattennachzugs abzuschaff en. Dies 

war im Rahmen der Regierungskoalition 

aber nicht möglich und werde auch – bei 

einer Fortsetzung der jetzigen Koaliti-

on – so bleiben. Nur mit einer anderen, 

z.B. rot-rot-grünen Regierung wäre eine 

Änderung möglich. 

Er führt weiter aus: »Es kommt beim Ehe-

gattennachzug nicht auf die Nationalität 

der Menschen an, die hierher kommen 

wollen, sondern auf die Nationalität der 

Person, die hier im Land lebt. Das wird 

immer vergessen. So kann z.B. ein US-

Amerikaner oder ein Staatsbürger eines 
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EU Landes problemlos seine Frau – von 

egal woher nach Deutschland kommen 

lassen, der Deutsche oder der Türke aber 

nicht. Das ist nicht nachvollziehbar!«

Bündnis 90 / Die Grünen

Volker Beck spricht sich gegen Sprach-

tests vor der Einreise aus, sie seien keine 

Integrationsmaßnahme. Außerdem so 

Beck, gebe es nicht fl ächendeckend 

auf der ganzen Welt Goetheinstitute. Er 

benennt das Problem der nachholenden 

Integration. Jahrelang sei versäumt wor-

den, integrationspolitisch tätig zu werden. 

Die fl ächendeckenden Integrationskurse 

kämen 3–4 Jahrzehnte zu spät.

Das Spracherfordernis vor der Einreise sei 

eigentlich eine Behinderungsregelung für 

die Verwirklichung des Ehegattennach-

zuges, helfe nicht bei der Integration hier 

und habe auch nichts mit Zwangsehen zu 

tun. Wenn man etwas gegen Zwangsehen 

tun wolle, so Volker Beck, dann müsse 

man Frauen Rechtssicherheit geben 

und sie über ihre Rechte aufklären. Ein 

Zwangsverhältnis könne nur dann verhin-

dert werden, wenn die Frauen auch nach 

einer Scheidung hier Schutz erhielten und 

zwar nicht erst, wenn sie nach 3 Jahren 

Ehebestandszeit in Deutschland den 

Anspruch auf ein eigenständiges Aufent-

haltsrecht erlangen.

Die Linke

Dr. Thomas Hohlfeld weist auf ein konkre -

tes Beispiel der Familienzusammenführung 

hin. Der Ehemann aus der Dominikani-

schen Republik schaff e es nicht, den 

Sprachnachweis zu erbringen. Seine junge 

Frau stehe kurz davor auszuwandern weil 

sie ihren Mann nicht nach Deutschland 

holen könne. 

Seit dem Urteil des Europäischen Gerichts-

hofs (EuGH) vom 9. Juli 2015 (C-153/14-

Niederlande) stehe fest, dass die im Jahr 

2007 im Aufenthaltsrecht eingeführte 

Regelung, die den Nachweis bestimmter 

Deutschkenntnisse bereits im Ausland 

als Bedingung des Ehegattennachzugs 

vorsieht, gegen EU-Recht verstoße, da sie 

keine wirksame Härtefallregelung im Ein-

zelfall vorsehe. Der EuGH fordere in seinem 

Urteil eine Berücksichtigung der »beson-

deren individuellen Umstände, wie Alter, 

Bildungsniveau, fi nanzielle Lage oder 

Gesundheitszustand« sowie Kosten des 

Spracherwerbs bzw. einer Prüfung (inklusi-

ve Reisekosten). Sind im Ausland lebende 

Ehegatten aufgrund dieser Umstände 

nicht in der Lage, die geforderte »Prüfung 

abzulegen oder zu bestehen«, seien sie 

»von dem Erfordernis der erfolgreichen 

Ablegung einer Basis-Integrationsprüfung 

zu befreien«, so der EuGH. Das Urteil erging 

gegen die Niederlande, die neben einem 

Sprachtest auch Kenntnisse der niederlän-

dischen Gesellschaft verlangen. Das Pro-

blem, dass kein Sprachnachweis erbracht 

werden könne, sei kein Einzelfall. Aber nur 

einige wenige solcher Fälle würden als 

Härtefall anerkannt. 

Etwa ein Drittel der Prüfungsteilneh-

menden besteht den Sprachtest (A1) im 

Ausland nicht, im Jahr 2014 waren das 

12.377 von 38.664 Personen (Bundestags-

drucksache 18/4598, Anlage 4), nur gut 20 

Prozent der Prüfl inge konnten zuvor einen 

Sprachkurs der Goethe-Institute besuchen.

4  Das Sprachniveau A1 beschreibt die Kompetenz elementarer Sprachanwendung. Dies ist nach dem 

Europäischen Referenzrahmen folgendes: »Kann vertraute, alltägliche Ausdrücke und ganz einfache 

Sätze verstehen und verwenden, die auf die Befriedigung konkreter Bedürfnisse zielen. Kann sich und 

andere vorstellen und anderen Leuten Fragen zu ihrer Person stellen – z. B. wo sie wohnen, was für 

Leute sie kennen oder was für Dinge sie haben – und kann auf Fragen dieser Art Antwort geben. Kann 

sich auf einfache Art verständigen, wenn die Gesprächspartnerinnen oder Gesprächspartner langsam 

und deutlich sprechen und bereit sind zu helfen.

5  Siehe auch Heiratsmigrationsstudie des BAMF:

Büttner Tobias / Stichs, Anja (2013): Die Integration von zugewanderten Ehegattinnen und Ehegatten 

in Deutschland. BAMF-Heiratsmigrationsstudie 2013. Forschungsbericht 22. Nürnberg: Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge.
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Verfahren Familiennachzug – langwierig und intransparent

Die Politikvertreter nehmen Stellung zu Beispielen aus der Praxis.

Beispiel Deutsche Botschaft in Amman:

In der Botschaft in Amman sind seit Monaten keine Termine für die Antragstellung für Visa zur Familienzusammenführung zu erhal-

ten, aber Termine für die Beantragung von Studierenden-Visa oder Geschäftsvisa können ohne Probleme vereinbart werden.

Binationale Paare und Familien fragen sich, warum sie die Kosten tragen müssen, wenn deutsche Behörden ausländischen nicht 

vertrauen. Warum müssen sie die Kosten für Übersetzung und Überprüfung von Dokumenten durch einen Vertrauensanwalt über-

nehmen? Für die Familien stellen diese Schwierigkeiten emotionale Belastungen dar. Wie sollen sie ihren Kindern Zugehörigkeit 

zu diesem Land vermitteln, wenn sie solche Ausgrenzungserfahrungen machen.

CDU / CSU

Stephan Mayer informiert, dass die Warte-

zeit für Termine zur Familienzusammen-

führung in der Botschaft in Amman der-

zeit 4 Monate betrage, was annehmbar 

sei. Es sei auch im deutschen Interesse, 

wenn Geschäftskontakte und Handels-

beziehungen erleichtert werden und ent-

sprechende Visa vorrangig behandelt 

würden. 

SPD

Rüdiger Veit stimmt hier mit der Argu-

mentation von Stephan Mayer überein 

und sieht eine Wartezeit von 4 Monaten 

als annehmbar. Auch die bevorzugte Be-

arbeitung von Geschäftsvisa entspräche 

dem wirtschaftlichen Interesse unseres 

Landes.

Bündnis 90 / Die Grünen

Volker Beck sieht Probleme vor allem 

aufgrund der hohen Anfragen in den 

deutschen Botschaften in den Ländern 

Nordafrikas. Die Probleme könnten nicht 

mit der Schließung der Slots für Ge-

schäftsreisende überwunden werden, hier 

müsse eine personelle Verstärkung in den 

Auslandsvertretungen erfolgen. Er äußert 

Verständnis dafür, dass die Menschen 

nichts dafür könnten, dass ihre Papiere 

überprüft werden müssten. Die Regelung, 

dass sie hierfür einen externen Vertrau-

ensanwalt bezahlen müssen, sei jedoch 

schwer nachvollziehbar. Eine Idee wäre es 

vielleicht, so Beck, eine eigene staatliche 

Überprüfungsstelle zu schaff en, in der die 

Dokumente etwas preiswerter überprüft 

werden könnten.

Die Linke

Thomas Hohlfeld merkt an, dass die Pro-

bleme der Terminvergabe schon lange 

existieren. Daneben würden unterschied-

liche Rechtsgrundlagen für die Visaver-

gabe die Verfahren erschweren. Familien-

nachzug müsse aus menschenrechtlicher 

Sicht vorrangig behandelt werden und 

gerade hier eine schnelle Terminvergabe 

und Visaerteilung erfolgen. Dazu brauche 

es mehr Personaleinsatz.

Statt Vertrauensanwälte zu beauftragen, 

sollten, so Hohlfeld, verstärkt eidesstatt-

liche Versicherungen akzeptiert werden. 

Hier sei die Angst vor Missbrauch jedoch 

sehr groß. Entweder müsse der Staat die 

Überprüfung der Dokumente überneh-

men, so Thomas Hohlfeld, oder es müss-

ten großzügigere Regelungen getroff en 

werden.
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6   »Der Begriff  der »zirkulären Migration« wird hierbei als Mehrfachwanderung verstanden, bei der eine 

Person mindestens einmal ins Zielland zuwandert (oder dort geboren wird), ins Herkunftsland, das 

Land der Staatsangehörigkeit oder ein Drittland fortzieht und erneut ins Zielland zuzieht.« (BAMF)

Beispiel kurze Familienzeit in Deutschland geplant:

Wenn Mitarbeiter*innen von internationalen Unternehmen für einige Jahre im Ausland arbeiten und dort 

ihre Partnerin oder ihren Partner kennenlernen und nur kurzzeitig, z. B. 1–2 Jahre in Deutschland leben wollen, 

müssen sie auch das Familiennachzugsverfahren durchlaufen. Gäbe es hier nicht einfachere Lösungen?

Beispiel Rückkehr binationaler Familien nach langem Auslandsaufenthalt:

Eine deutsche Frau lebt seit zehn Jahren mit ihrem tunesischen Mann in Tunesien. Beide möchten nun nach 

Deutschland zurückkehren. Auch sie müssen das komplette Verfahren zum Familiennachzug durchlaufen 

und sogar den Sprachnachweis erbringen, obwohl sie schon seit Jahren ihre eigene Familiensprache haben. 

Die Linke

Thomas Hohlfeld bestätigt, dass 

Ehepartner*innen, die bereits im Aus-

land zusammengelebt haben und nach 

Deutschland zurückkehren wollen, 

ein Verfahren zur Familienzusammen-

führung durchlaufen müssen, ebenso 

Ehepartner*innen, die nur kurze Zeit in 

Deutschland zusammen leben wollen. 

Würden sie aber statt nach Deutschland in 

irgendein anderes EU-Land übersiedeln, 

dann bräuchten sie diesen Sprachnach-

weis nicht. Für ihn sei das eine absurde 

Regelung und führe zu einer »Deutschen-

diskriminierung«.

Bündnis 90 / Die Grünen

Volker Beck führt zu den Beispielen 

folgendes aus: »Dass Menschen nicht nur 

zwischen zwei Staaten, sondern zwischen 

mehreren Staaten hin und herziehen, wird 

aufgrund einer wachsenden Mobilität 

der Lebenswelten und Arbeitsmärkte 

zunehmen. Darauf ist unser Migrations- 

und Staatsangehörigkeitsrecht überhaupt 

nicht eingerichtet. Wir müssen zirkuläre 

Migration6 stärker mitdenken – für das 

Aufenthaltsrecht heißt das, dass ein 

Aufenthaltstitel bei Grenzübertritt nicht 

erlöschen darf, sondern erhalten bleibt. 

Nach einer Rückkehr könnte man dann 

dort anknüpfen. Auch eine Niederlas-

sungserlaubnis sollte beibehalten werden 

können. 

Das gleiche sollte für die Staatsangehö-

rigkeit gelten. Mit der Einbürgerung erle-

digen sich viele Alltagsprobleme. 

Heute braucht man, wenn man hier eine 

deutsche Aufenthaltserlaubnis hat und 

nach London oder Sofi a reisen will, ein 

Visum, weil diese Städte außerhalb des 

Schengen Raumes liegen. Das ist mit 

jeder Menge Bürokratie verbunden. 

Wenn man eine schnellere Einbürgerung 

ermöglichen würde, gäbe es diese ganzen 

Probleme nicht mehr.«

»Ich fi nde wir müssen endlich akzeptieren, 

dass sich diese Welt verändert. ….Gerade 

High-Potentials sind sehr mobil. Wenn wir 

denen das Leben durch Bürokratie dau-

ernd schwer machen, dann werden sie 

einen Bogen um Deutschland machen. Es 

geht mir nicht nur um die High-Potentials 

sondern um Empathie zu den Menschen.« 
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Eine Härtefallregelung, die keine ist.      

Seit 2012 haben deutsche Behörden die Möglichkeit, von dem erforderlichen Sprachnachweis 

vor der Einreise zum deutschen Ehegatten nach Deutschland abzusehen. Erst auf Druck des EuGH 

wurde 2015 in das Aufenthaltsgesetz eine allgemeine Härtefallregelung, die für alle gilt, nicht nur 

für Deutschverheiratete, eingeführt. Danach soll auf den Sprachnachweis im Einzelfall verzichtet 

werden, wenn dieser aufgrund besonderer Umstände nicht möglich oder nicht zumutbar ist. In der 

Praxis ist diese Regelung in § 30 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz faktisch ohne Bedeutung. Die deutsche 

Bundesregierung und zahlreiche Parlamentarier*innen zeigen sich hiervon völlig unbeeindruckt.

Es erreichen uns immer noch zahlreiche 

Hilferufe von Paaren und Familien, die 

aufgrund des Spracherfordernisses von-

einander getrennt leben und nicht zusam-

men kommen können (siehe Beispiel 1 

und 2). 

Warum hilft die Härtefallregelung 

im Gesetz nicht weiter?

Wir erinnern uns: Es müssen besondere 

Umstände im Einzelfall vorliegen oder 

Bemühungen zum Erwerb der Deutsch-

kenntnisse nicht möglich bzw. nicht 

zumutbar sein.

Was ist mit diesen Formulierungen ge-

meint? Was sind besondere Umstände des 

Einzelfalls? Was bedeutet zumutbar? 

Das Gesetz benutzt hier unbestimmte 

Rechtsbegriff e, die einer Konkretisierung 

bedürfen. Diese aber fehlt. Spielt die 

Entfernung zur Sprachschule eine Rolle, 

oder ob die Deutsche Welle empfangen 

werden kann, ob PC und Internet vor-

handen sind? Muss man sich die Sprach-

schule, den PC, den privaten Sprachlehrer 

fi nanziell leisten können? Ist es zumutbar 

umzuziehen, eine Wohnung oder ein 

Zimmer anzumieten? Wie sieht es in 

Krisengebieten aus? Was ist, wenn Kinder 

zu betreuen, Angehörige zu pfl egen sind? 

Können unzuverlässige Verkehrswege an-

geführt werden? Ist es zumutbar, eigene 

Erwerbstätigkeit einzustellen, um einen 

Deutschkurs zu besuchen?

All diese Fragen können und sollten in die 

behördliche Prüfung im Einzelfall unter 

Berücksichtigung der Verhältnismäßig-

keit einbezogen werden. Den Nachweis 

darüber, dass ein Härtefall vorliegt, dass 

alles Zumutbare über ein Jahr hinweg un-

ternommen wurde, wird den Betroff enen 

auferlegt. In der Praxis gelingt der Nach-

weis nur sehr selten. Im Zweifelsfall stellt 

die deutsche Behörde in Frage, dass sich 

tatsächlich ernsthaft um den Erwerb deut-

scher Sprachkenntnisse bemüht wurde. 

Dies berichten uns oftmals Betroff ene, die 

»ja das Sprachzertifi kat haben müssten, 

hätten sie sich ernsthaft und nachhaltig 

darum bemüht.« 

Beispiel 1: 

Frau H., deutsche Staatsbürgerin ist seit über 

einem Jahr mit einem Mann aus dem Senegal 

verheiratet. Der Ehemann besucht einen Deutsch-

kurs, verfügt aber über keine Erfahrungen mit 

dem Lernen und noch weniger mit dem Erlernen 

einer Fremdsprache. Der Kurs kostet incl. Bücher 

250 Euro; er nimmt an mehreren Kursen teil, doch 

die Prüfungen besteht er nicht. Das Paar überlegt, 

im Senegal zu leben - doch die Ehefrau verträgt 

aus gesundheitlichen Gründen nicht das Klima.



In den beiden Beispielen 3 und 4 wird die 

Unmenschlichkeit und Familienfeindlich-

keit der Regelung sehr deutlich, aber auch 

die Strenge der deutschen Vorgaben: 

Deutsche Sprachkenntnisse sind nicht nur 

mündlich sondern auch schriftlich nachzu-

weisen. Diese Anforderung stellt für zahl-

reiche Betroff ene eine große Hürde dar, 

die zudem ihre individuelle Erfahrung mit 

der Formulierung in § 30 Absatz 1 Num-

mer 2 Aufenthaltsgesetz nicht zusammen 

bringen, in der eine Verständigung »auf 

einfache Art in deutscher Sprache« ver-

langt wird, aber kein Zertifi kat.

Der EuGH urteilte im Juli 2015 in der 

Rechtssache »K und A« (C-153/14) gegen 

die Niederlande. Er stellte die niederländi-

sche Regelung als nicht konform mit der 

Richtlinie zur Familienzusammenführung 

dar und forderte eine stärkere Berücksich-

tigung individueller Umstände wie Alter, 

Bildung, fi nanzielle Lage und gesundheit-

licher Zustand sowie die Berücksichtigung 

von Kosten für den Spracherwerb im 

Ausland incl. Prüfungs- und Reisekosten. 

Sind Ehegatten im Ausland nicht in der 

Lage aufgrund dieser Umstände, das 

Sprachzertifi kat zu erwerben, so sind sie 

hiervon zu befreien (Rn. 58). 

Realisieren wir, dass der EuGH die an-

fallenden Kosten im niederländischen 

Kontext von 350 Euro für das Paket zum 

Selbststudium und 110 Euro für die 

Ablegung der Prüfung als zu hoch ansah, 

so dürften die anfallenden Kosten im 

deutschen Kontext allemal als zu hoch 

abgewiesen werden. Allein die fi nanzi-

elle Belastung durch die Verlegung des 

vorübergehenden Wohnsitzes, um einen 

Kurs besuchen zu können, dürfte hier-

nach nicht im Einklang mit den europa-

rechtlichen Vorgaben sein. Bemühun-

gen, die deutsche Sprache zu erlernen, 

trotz nachgewiesener Lernstörungen, 

gesundheitliche Beeinträchtigungen, 

vorliegender Schwangerschaft oder eines 

fortgeschrittenes Alters müssten deutsche 

Behörden zum Einlenken und Umdenken 

veranlassen. An dieser Stelle können wir 

als Verband nur Ignoranz gegenüber 

gerichtlicher Urteile feststellen.

Beispiel 2: 

Herr L. heiratete im März 2015 in Kenia. Im Juni 2015 stellte seine Frau den Antrag auf Nach-

zug für sich und ihr minderjähriges Kind aus einer Vorbeziehung bei der Deutschen Botschaft 

in Nairobi. Dem Antrag legte sie einen Nachweis über deutsche Sprachkenntnisse A 1 bei. 

Das Visumverfahren zog sich in die Länge. Die Urkundenüberprüfung nahm mehrere Monate 

in Anspruch. Im März 2016 teilte die Deutsche Botschaft mit, dass das eingereichte Sprach-

zertifi kat älter als ein Jahr sei und daher nicht mehr ausreiche. Das Paar war natürlich sehr 

aufgeregt. Seit einem Jahr lebte es getrennt voneinander, die Ehefrau und ihr Kind bereiteten 

sich auf den Umzug vor. War jetzt erst einmal alles umsonst? Soll nun die Ehefrau wieder einen 

Kurs besuchen, warten bis zur nächsten Prüfung und diese hoff entlich (wieder) bestehen?

Erst durch verschiedene Interventionen beim Auswärtigen Amt, Beauftragung eines Rechts-

anwalts, wiederholte Vorsprache bei der örtlichen Ausländerbehörde, Schreiben an Politiker 

wurde auf das erneute Ablegen der Prüfung verzichtet. Was für ein Aufhebens – wie viel Kraft 

und Energie brachte das Paar auf und ebenso oft durchlebten sie Gefühle von Ohnmacht und 

zermürbt sein?

Beispiel 3: 

Frau K., deutsche Staatsbürgerin lebte von 2005 bis 2008 in der Dominikanischen Repu-

blik mit Herrn S. zusammen. Aus gesundheitlichen Gründen musste sie nach Deutschland 

zurückkehren. Sie baute sich hier eine Existenz auf und wie miteinander vereinbart sollte 

danach ihr Lebensgefährte zur Eheschließung nach Deutschland einreisen. Dies war 2011 – 

doch die Einreise missglückte aufgrund fehlender deutscher Sprachkenntnisse. Das Paar ist 

täglich über mehrere Stunden miteinander in Kontakt und kommuniziert in Deutsch. 

Im Dezember 2015 heiratet es in der Dom. Republik. Die deutschen Behörden bestehen auf 

das Sprachzertifi kat A 1, das er nicht erbringen kann. Der Besuch mehrerer Kurse führte 

nicht zum Erfolg, ebenso nicht eine Befreiung von diesem Erfordernis aufgrund nachge-

wiesener Lernstörungen. Gegen die Ablehnung des Einreisevisums wurde Widerspruch 

eingelegt, eidesstattliche Versicherungen von Bekannten und Freunden des Paares über 

das Vorhandensein deutscher Sprachkenntnisse des Ehemannes bleiben erfolglos. 

Dem verzweifelten Paar bleibt nur der Klageweg.
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Für die Betroff enen ist diese (politische) 

Ignoranz sehr existentiell. Sie können ihr 

Ehe- und Familienleben nicht in Deutsch-

land leben und sehen sich gezwungen, 

über eine Auswanderung nachzudenken, 

sie verschulden sich fi nanziell, empfi n-

den die gesamten Umstände als starke 

Eingriff e in ihre Privatsphäre und in ihre 

Lebensgestaltung, die ja eigentlich grund-

gesetzlich geschützt ist.

Als Verband werden wir an dieser Stelle 

weiter arbeiten. Wir werden so lange 

auf Missstände aufmerksam machen bis 

Änderungen eingetreten sind. Hierfür 

brauchen wir eine starke Gemeinschaft. 

JedeR Einzelne ist uns dabei wichtig.

Hiltrud Stöcker-Zafari

Beispiel 4: 

Frau Y. heiratete ihren Mann, türkischer Staatsbürger, im April 2015 in der Türkei. Der 

Ehemann kündigte seine Arbeit, um an Deutschkursen teilzunehmen. Seitdem unter-

stützt die Ehefrau ihren Mann vollumfänglich fi nanziell. Ihr Ehemann besuchte mehrere 

Deutschkurse und wurde  zusätzlich privat unterrichtet. Seit nunmehr einem Jahr gelingt 

es nicht, das ersehnte Sprachzertifi kat A 1 zu erwerben. Insgesamt nahm er bereits 

an drei Prüfungen teil. Das Paar hat keine Erklärung für den ständigen Misserfolg, der 

stark am Selbstbewusstsein des Mannes nagt und der das Paar fi nanziell stark belastet. 

Mittlerweile wurde das Einreisevisum abgelehnt. Die Frau ist verzweifelt, denn sie weiß 

nicht, wie sie zusammen kommen können – und eigentlich, sagt sie, spricht er ganz gut 

Deutsch, aber es werden beispielsweise dialektische Aussprachen wie anstelle von „ich“ – 

„isch“ negativ ausgelegt. Für die Ehefrau unverständlich.



Subsidärer Schutz – was bedeutet das?

Im nationalen Asylverfahren wird 

darüber entschieden, ob und welchen 

Aufenthaltsstatus Asylsuchende er-

halten, z.B. die Anerkennung der 

Asylberechtigung (Art. 16a GG), die 

Zuerkennung des Flüchtlingsschutzes – 

entsprechend der Genfer Flüchtlings-

kommission (§ 3 AsylG), des Subsidiären 

Schutzes (§ 4 AsylG) oder lediglich die 

Feststellung eines Abschiebeverbotes 

(§ 60 V+VII AufenthG). 

Subsidiärer oder »behelfsmäßiger« Schutz 

kann laut Asylgesetz gewährt werden, 

wenn Asylsuchenden in ihrem Herkunfts-

land ein »ernsthafter Schaden« droht, z.B. 

durch »willkürliche Gewalt« (z. B. Bürger-

krieg), Folter oder die Todesstrafe.

Seit Anfang 2016 ist der Anteil der Asyl-

suchenden mit subsidiären Schutz stark 

gestiegen: Von 0,4 Prozent im Januar 

2016 auf 35,4 Prozent im Oktober 2016. 

Anders als Flüchtlinge nach der Genfer 

Flüchtlingskonvention erhalten subsidiär 

Schutzberechtigte eine Aufenthaltser-

laubnis für ein Jahr (statt drei Jahren) und 

können bis zum 16. März 2018 ihre Kinder 

und Ehepartner nicht nachziehen lassen, 

ansonsten sind sie der Gruppe der aner-

kannten Flüchtlinge weitgehend gleich-

gestellt, z.B. beim Zugang zum Arbeits-

markt oder zu einem Integrationskurs.

In den vergangenen Monaten haben viele 

Asylsuchende, die nur einen subsidiären 

Schutz erhalten haben, gegen diese Ent-

scheidung bei den Verwaltungsgerichten 

Klagen eingereicht. Im Jahr 2016 waren 

dies etwa 26.000 Klagen, das sind rund 

ein Drittel aller Beschlüsse nach subsidiä-

rem Schutz. 

Entschieden wurde 2016 über rund 2.400 

Fälle: In mehr als zwei Drittel wurde die 

ursprüngliche Entscheidung gekippt und 

ein Flüchtlingsschutz gewährt (vgl. BT-

Drucksache 18/9657).

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Quellen: 

Mediendienst Integration vom 18.11.2016 

https://mediendienst-integration.de;

BT-Drucksache 18/9657 mit Anfrage vom 

14.10.2016 sowie Antwort vom 01.11.2016.

 

Subsidärer Schutz – was bedeutet das?
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Bislang wusste ich sehr wenig über das 

Prozedere. Ich erfuhr, dass eine persön-

liche Vorsprache für die Antragstellung 

erforderlich ist, auch dass Fingerabdrücke 

abzugeben sind. 

Ich rief zunächst die Internetseite der 

jeweiligen Botschaft auf und verschaff te 

mir einen ersten Überblick. Schnell er-

fasste ich, dass in dem Kasten ganz links 

das Register »Visa« oder »Visabestimmun-

gen« eingestellt ist. Es gab jedoch immer 

wieder Ausnahmen und Seiten, die etwas 

anders aufgebaut waren. So gelang ich 

auf der Seite der deutschen Botschaft in 

Benin erst über das Register »Willkom-

men in Deutschland« zu den »Visabestim-

mungen«.

Der Weg zur ersehnten Terminvergabe 

war sehr viel unübersichtlicher gestaltet: 

manchmal öff nete sich direkt unter dem 

Register »Visa« ein Link zur »Terminverga-

be«. Manchmal wurde ich auch zuerst auf 

eine Seite über Visabestimmungen und 

-informationen geleitet, auf der sich dann 

rechts ein Kasten befand, in dem über 

das neue Online-Terminvergabesystem 

informiert und auf dieses verlinkt wurde. 

Aber: Das war alles noch ein Kinderspiel.

Verwirrende Bezeichnungen – 

was brauche ich eigentlich?

Schwierig wurde es, als ich auf eine Seite 

kam mit Informationen zu »Voraussetzun-

gen und Verfahren« sowie zu »Schengen 

Visa« und »nationale Visa«. WO, bitte 

schön, geht es zum Visum zur Familien-

zusammenführung? Es dauerte, bis ich 

herausfand, dass hierfür ein »nationales 

Visum« zu beantragen ist. Mir wurde klar, 

wie wenig ich mich als Deutsche bisher 

mit diesem Thema auseinander setzen 

musste. Ich habe mich bislang in mehre-

ren Ländern auch außerhalb Europas auf-

gehalten, aber ich musste selbst für Visa 

von 180 Tagen oder bis zu einem Jahr nie 

persönlich vorstellig werden. 

Zurück zur Familienzusammenführung: 

Für die Online-Terminvergabe für ein 

nationales Visum ist zunächst der Bereich 

‚Visa‘ auszuwählen. Dort gibt es weitere 

Wahlmöglichkeiten und unterschiedliche 

Bezeichnungen für ein Visum zur Fami-

lienzusammenführung, zum Beispiel: 

»Visum für langfristigen Aufenthalt«, 

»Daueraufenthalt (langfristige Aufenthal-

te)«, »Nationales Visum (Langzeit)«, »Na-

tionales Visum für die längerfristige oder 

dauerhafte Niederlassung in Deutschland 

zu einem Familienangehörigen«, »Visum 

zur Familienzusammenführung«, etc.

Auf manchen Botschaftsseiten (z.B. Ägyp-

ten und Libanon) dominiert der Famili-

ennachzug für und zu syrischen Flücht-

lingen, wofür es ein neues Verfahren 

gibt, auf das sehr prägnant hingewiesen 

wird. Doch die Termine für ein Visum zum 

Familiennachzug für Staatsbürger*innen 

anderer Länder waren recht schwierig zu 

fi nden.

Warten, warten, warten ...   

Wie lange müssen Menschen derzeit in verschiedenen Ländern auf einen Termin warten, 

um ein Einreisevisum zur Familienzusammenführung nach Deutschland beantragen 

zu können? Diese Frage stellte ich mir bei meiner Recherche im November 2016, die mich 

online in 37 deutsche Auslandsvertretungen1 führte. Als deutsche Muttersprachlerin, 

24 Jahre alt und internetaffi  n, machte ich mich auf den Weg und wühlte mich durch Web-

seiten ausgewählter deutscher Auslandsvertretungen.

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––– –––––––

1 Bei der Auswahl wurden vor allem die Länder berücksichtigt, zu denen sich häufi ger Ratsuchende 

 an den Verband wenden.
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Viele Formulare und umständliche, 

nicht nachvollziehbare Wege

Mir fi el auf, dass Ausführungen und 

Erklärungen manchmal sehr ausführlich, 

wenn auch nicht übersichtlich waren. 

Positiv ist jedoch, dass die Informationen 

in verschiedenen Sprachen angeboten 

werden, dass in Merkblättern sehr genau 

erklärt wird, welche Formulare wie aus-

gefüllt und eingereicht werden müssen 

und dass die Formulare online zugänglich 

sind und als Formular heruntergeladen 

werden können.  

Teilweise gelangte ich bei meiner Recher-

che nur bis zur Seite mit den Visa-Bestim-

mungen. Dort wurde vor Terminvergabe 

das Ausfüllen teils endlos langer Online-

Formulare gefordert, zum Beispiel bei 

den Auslandsvertretungen in der Türkei, 

im Kosovo und in Russland, wo man sich 

außerdem registrieren und einloggen 

muss. Das wirkte abschreckend und 

einschüchternd auf mich. Wohlgemerkt, 

ich habe nur zu Recherchezwecken diese 

Seiten besucht, mein künftiges Familien-

leben wurde davon nicht beeinfl usst. Na-

türlich füllte ich  die Formulare nicht aus. 

Allerdings blieb mir dann verborgen, wie 

lang ich auf einen Termin hätte warten 

müssen. Dies ärgerte mich schon etwas. 

Ich hätte nur zu gerne erfahren, wie lang 

die Wartezeit für einen echten Antrag-

steller gewesen wäre. Andererseits kann 

ich mir gut vorstellen, dass das Online-

Ausfüllen der Formulare das gesamte 

Verfahren für die Betroff enen schneller 

und einfacher macht.

Auf der Seite der deutschen Botschaft in 

Kairo war es sehr schwer, überhaupt her-

auszufi nden, wie die Terminvergabe von 

Statten geht. Sie läuft hier nämlich nicht 

über ein Online-Vergabesystem, sondern 

über eine Telefonzentrale des Vodafone 

Call Centers, die nur von Ägypten aus 

angerufen werden kann. Das empfand 

ich als sehr realitätsfremd. Sicherlich 

gibt es Situationen, in denen Verwandte 

außerhalb Ägyptens unterstützend tätig 

sein wollen, auch wenn es sich um eine 

Terminvereinbarung bei der Botschaft 

handelt. Das ist hier nicht möglich. 

Außerdem ist für jedes Familienmitglied, 

selbst für ein Baby, ein eigener»Vodafone-

Termin« zu vereinbaren. Ich denke an 

eine mehrköpfi ge Familie und kann mir 

vorstellen, was das für eine Geduldsprobe 

sein muss, zumal das Vodafone-Callcenter 

Kosten für den Anruf von 3,00 LE (ca. 

17 Cent) plus Steuer pro angefangene 

Minute berechnet. Auch das halte ich für 

lebensfremd.

Die Vertretungen in Tripolis (Libyen) 

und Bamako (Mali) haben ebenfalls kein 

Online-Terminvergabesystem. Sie ver-

geben die Termine nur telefonisch. Die 

Botschaft in Khartum (Sudan) vergibt die 

Termine hingegen nur per E-Mail.

Bei der Suche nach einem Termin für 

Antragsteller*innen aus dem Irak/ Kur-

distan auf den Seiten der Vertretungen 

in Bagdad und Erbil, kam ich an meine 

Grenzen. Ich war so verwirrt von den 

verschiedenen Terminvergabeverfahren 

für ein Visum, dass ich mir richtig blöd 

vorkam. Erst nach einiger Zeit konnte ich 

dann unterscheiden zwischen der Ter-

minvergabe über den externen Dienst-

Teilweise dauert es zermürbend lange, bis man einen Termin erhält...
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leister iDATA (der auf der Homepage über 

zwei unterschiedliche Links erreicht wird) 

und der Terminvergabe über das Online-

Terminvergabesystem der Botschaft 

Bagdad – das allerdings nur für »Besuchs- 

und Geschäftsreisende, medizinische 

Notfälle, Flughafentransit, Regierungs- 

und Wirtschaftsdelegationen, Inhaber 

von Dienst- und Diplomatenpässen« 

zuständig ist. Für Antragsteller von Visa 

zur Familienzusammenführung aus 

dem Amtsbezirk Bagdad ist zurzeit die 

Botschaft in Amman zuständig. Auf der 

Suche nach einem Termin zur Familienzu-

sammenführung in Amman wird jedoch 

lediglich angezeigt, dass derzeit keine 

Termine verfügbar sind. Jetzt fühle ich 

mich doch ein wenig verschaukelt.

Unterschiedliche Wartezeiten – 

teilweise keine Terminvergabe

17 Auslandsvertretungen zeichneten sich 

durch kurze bis sehr kurze Wartezeiten 

aus und dadurch, dass mehrere Termi-

ne an einem Tag verfügbar waren, zum 

Beispiel in Afghanistan, Albanien, Kenia, 

Bangladesch, Marokko, Pakistan und der 

Dominikanischen Republik.

Oftmals war es jedoch anders. Besonders 

geärgert hat mich, dass bei der Online-

Terminvergabe immer nur der Monat 

angezeigt wird, in dem die nächst mög-

lichen Termine verfügbar sind. 

Wenn nur zwei Tage im Januar 

verfügbar sind, wäre es gut 

auch die Terminmöglichkei-

ten im Februar zu kennen. 

Die aktuelle Regelung macht es den An-

tragstellern fast unmöglich zu planen. 

In 12 der recherchierten deutschen 

Auslandsvertretungen sind zurzeit 

entweder keine Termine verfügbar (z.B. 

Algerien, Äthiopien, Jemen, Jordanien, 

Kamerun und Libanon sowie in Kenia für 

somalische Bewerber*innen), oder die 

Vertretungen sind geschlossen oder sie 

verfügen (zurzeit) über keine Konsularab-

teilung. In diesen Fällen muss der Antrag 

in einem anderen Land, beziehungsweise 

bei einer anderen Auslandsvertretung 

gestellt werden. Das bedeutet Reisen, 

zusätzliche Kosten und Mühen. Und was 

ist, wenn wegen Krankheit oder Schwan-

gerschaft nicht gereist werden kann? Es 

bedrückt mich zu sehen, was Menschen, 

die nur zu ihren Familien möchten, alles 

bewältigen müssen. 

Geschlossen bis auf weiteres ist auch die 

Vertretung in Sanaa (Jemen), man wird 

an die Botschaft in Amman (Jordanien) 

verwiesen. Diese vergibt jedoch, wie 

bereits erwähnt, zurzeit keine Termine. 

Die Vertretung in Monrovia (Liberia) 

hat keine Konsularabteilung, hier ist die 

Botschaft in Accra (Ghana) zuständig. 

Die Vertretung in Niamey (Niger) kann 

keine Visa erteilen, hier übernimmt die 

Botschaft in Ouagadougou (Burkina Faso) 

die Erteilung von nationalen deutschen 

Visa für einen Aufenthalt über 90 Tage 

hinaus wie z.B. zur Familienzusammen-

führung. 

Wenn ich mir vorstelle, dass ich auf so 

viele Hürden stoße, nur weil ich mit 

einem Mann aus einem Drittstaat ver-

heiratet bin und mit ihm in Deutschland 

zusammen leben will, dann überkommt 

mich große Ratlosigkeit. Warum wird es 

mir als Deutsche so schwer gemacht, 

mit meiner künftigen Familie in meinem 

Land zu leben? Wir sind scheinbar hier 

nicht erwünscht….

Meret Hesse

Stand Dezember 2016

Zum Glück geht es 

manchmal auch schnell...
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Für das Jahr 2015 hielt das Statistische Bundesamt 

einen Wanderungsgewinn von +1,1 Mio. Personen fest, 

dies ist der höchste Wert seit Bestehen der 

Bundesrepublik Deutschland. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Nach wie vor leben die meisten Personen mit Migra-

tionshintergrund in den westlichen Bundesländern. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Sie leben zu einer überwiegenden Mehrheit 

zehn Jahre oder länger in Deutschland.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Jede fünfte Person in Deutschland hat einen Migra-

tionshintergrund: Im Jahr 2015 lebten in Deutschland 

81,4 Mio. Personen, darunter knapp 7,8 Mio. auslän-

dische Staatsangehörige, 9,3 Mio. Deutsche mit Migra -

tionshintergrund und 64,3 Mio. Deutsche ohne Migra-

tionshintergrund. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist deutlich 

jünger (Durchschnitt 36 Jahre) als die Bevölkerung 

ohne Migrationshintergrund (Durchschnitt 47,7 Jahre).

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Rund ein Drittel aller Menschen mit Migrationshinter-

grund sind in Deutschland geboren, etwa zwei Drittel 

sind zugewandert. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Quelle: 11. Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migra-

tion, Flüchtlinge und Integration über die Lage der Ausländerinnen 

und Ausländer in Deutschland (Dez. 2016)

Für das Jahr 2015 hielt das Statistische Bundesamt 

einen Wanderungsgewinn von +1,1 Mio. Personen fest, 

dies ist der höchste Wert seit Bestehen der 

Bundesrepublik Deutschland. 

Nach wie vor leben die meisten Personen mit Migra-

tionshintergrund in den westlichen Bundesländern. 

Sie leben zu einer überwiegenden Mehrheit 

zehn Jahre oder länger in Deutschland.

Zahlen

Jede fünfte Person in Deutschland hat einen Migra-

tionshintergrund: Im Jahr 2015 lebten in Deutschland 

81,4 Mio. Personen, darunter knapp 7,8 Mio. auslän-

dische Staatsangehörige, 9,3 Mio. Deutsche mit Migra -

tionshintergrund und 64,3 Mio. Deutsche ohne Migra-

tionshintergrund.

Die Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist deutlich 

jünger (Durchschnitt 36 Jahre) als die Bevölkerung 

ohne Migrationshintergrund (Durchschnitt 47,7 Jahre).

Rund ein Drittel aller Menschen mit Migrationshinter-

grund sind in Deutschland geboren, etwa zwei Drittel

sind zugewandert.

Wanderung: 

+1,1 Mio. Personen

75,6 %

24,4 %

36 Jahre

47,7 Jahre
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Liebe Sangita, deine berufliche Tätigkeit 

als Coach, Trainerin, Unternehmensbera-

terin ist eine klassische freiberufliche 

Tätigkeit. Wie bist du dazu gekommen? 

In deiner Biografie finden sich recht 

unterschiedliche Berufsbezeichnungen 

wie Heilpraktikerin, Hutmacherin, 

Indologin. Wie kommt das?

Ich bin immer auf der Suche, ich lerne gerne 

und will mich weiter entwickeln. Zunächst 

verbrachte ich nach meinem Abitur, das 

ich in Deutschland gemacht habe, sechs 

Monate in Indien, wo ich an der Politechnic 

for women Modedesign studierte. Da ich je-

doch meinen damaligen Aufenthaltsstatus 

in Deutschland nicht verlieren wollte – was 

bei einem Auslandsaufenthalt von mehr 

als sechs Monaten der Fall gewesen wäre – 

kam ich vorher zurück nach Bonn. Hier bin 

ich der Mode erst einmal treu geblieben und 

habe eine Lehre als Hutmacherin begonnen 

und abgeschlossen. Aber letztendlich war 

für mich klar, dass Mode nicht meine Welt 

ist und so habe ich mich für Indologie an 

der Universität Bonn eingeschrieben. Da-

mals habe ich geleugnet, dass diese Wahl 

etwas mit meinen indischen Wurzeln zu tun 

hat, heute sehe ich das anders. Gegen Ende 

des Studiums stand jedoch mein Entschluss 

fest, Indologie nicht weiter berufl ich zu 

verfolgen. Ich wollte mit Menschen arbeiten 

und habe schon während des Studiums 

begonnen, Englisch und Hindi zu unter-

richten. Damit hatte ich meine Liebe für die 

Erwachsenenbildung entdeckt. Die Lehr-

tätigkeit fand ich immer sehr interessant, 

auch das Konzipieren von Kursen, etwas 

neu zu entwickeln, das hat mich begeistert.

Im Anschluss an mein Studium absolvierte 

ich verschiedene Praktika – auch in Indien. 

Ich habe als Projektmanagerin gearbeitet, 

aber das verwaltungstechnische dieser 

Tätigkeit hat mich nicht gereizt. Ein weiterer 

Ansatz war die Ausbildung als Heilprakti-

kerin/ Psychotherapie. So bin ich Schritt für 

Schritt,  nach vielem Ausprobieren zu dem 

gekommen, was ich heute mache: das ist 

vor allem Gruppen leiten, Konfl iktmanage-

ment und Interkulturelle Kommunikation 

– also die Begleitung von Menschen auf 

ihrem Entwicklungsweg.

Wie lange hat es gedauert bis du 

dich beruflich etablieren konntest als 

Freiberuflerin? 

Mein Weg ist recht lange, seit fast 25 Jahren 

bin ich in der Erwachsenenbildung tätig 

und habe dabei immer wieder eine Kurskor-

rektur vorgenommen, mich weiter gebildet. 

Trotz all dieser Zusatzqualifi kationen war 

die Akquise von Aufträgen immer wieder 

schwierig, weil ich keine passende Formal-

qualifi kation, z.B. als Diplompsychologin 

vorweisen kann. 

Zu Beginn meiner freiberufl ichen Tätigkeit 

war ich eher eine Teilzeitselbstständige. Vor 

einigen Jahren hatte ich dann das Glück, 

über eine befreundete Unternehmensbera-

terin den Kontakt zu einem großen Konzern 

aufzubauen. Vor 10 Jahren hätte ich es mir 

nicht träumen lassen, dass ich heute doch 

recht erfolgreich bin. Dafür bin ich sehr 

dankbar, ich bin auch sehr zufrieden mit 

der Mischung zwischen der Arbeit in großen 

Konzernen, kleinen Unternehmen und im 

sozialen Bereich. Ich kann es mir heute 

leisten zwei Drittel meiner Zeit im sozialen 

Bereich tätig zu sein. Dies fi nde ich sehr 

spannend und bereichernd.

Verfolgst du bei deiner interkulturellen 

Arbeit einen bestimmten Ansatz, 

gibt es eine eigene Linie?

Also ich kann nicht sagen, ich arbeite nach 

dieser oder jener Schule, das widerstrebt 

mir. Ich arbeite Ressourcen orientiert und 

systemisch. Ich verfolge nicht den klas-

sischen Anti-Bias Ansatz, habe aber eine 

Fortbildung in diesem Bereich gemacht bei 

der die Coaching Haltung vermittelt wurde, 

dass interkulturelles Wissen, systemische 

Ansätze und Ansätze, die Machtdiskurse 

thematisieren, gleichermaßen mit in den 

Blick genommen werden sollten. Dann 

arbeite ich natürlich sehr kundenorientiert: 

Ich schaue zuerst, was braucht mein Ge-

genüber. Im Verlauf der letzten Jahre habe 

ich immer mehr festgestellt, wie wichtig 

sprachsensibles Arbeiten ist. So versuche 

ich heute soziolinguistische Aspekte stärker 

zu berücksichtigen. Aus einer anderen Aus-

bildungsrichtung kenne ich hypnosystemi-

sches Herangehen. Ich achte sehr stark auf 

das Verhalten meiner Klienten, wo lenken 

die Menschen ihre Aufmerksamkeit hin, und 

versuche dies situationsgemäß und persön-

lichkeitsbezogen mit einzubinden.

Deine berufliche Tätigkeit und deine 

privaten Erfahrungen liegen oft sehr 

nahe beieinander? Welche Rolle spielt 

hier dein eigener Migrationshintergrund?

Ich sehe da einen sehr großen Zusammen-

hang. Ich habe berufl ich viele unterschiedli-

che Aspekte kennen gelernt, habe unter-

schiedliche Formate von Coaching und 

Training refl ektiert. Dabei habe ich oft eine 

Lücke oder auch eine Orientierungslosig-

keit wahrgenommen. Ich habe oft gespürt, 

Menschen auf ihrem Entwicklungsweg begleiten
Wir freuen uns, in dieser Ausgabe Sangita Popat von ASHADA – 

Coaching, Training, Unternehmensberatung, vorstellen zu können.
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Sangita Popat

Geboren 1966 im Westerwald 

als Tochter indischer Eltern,

lebt in Bonn,

Coach im Rahmen des Rucksack-

projektes Bonn

www.ashada.de

info@ashada.de

»Mein Firmenname leitet sich ab von 

ashaadha, dem heißesten Monat im 

indischen Sommer, der nicht nur anstren-

gend ist, sondern vor allem die Vorfreu-

de auf den lebensspendenden Regen 

danach symbolisiert.«
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dass meine indischen Anteile, die ich in mir 

trage, in Auseinandersetzung mit meinen 

deutschen Anteilen treten müssen, die ich 

ebenfalls in mir habe. Wenn ich das zulas-

sen kann, dann spüre ich eine große Erleich-

terung und es fällt mir leichter, Gegensätze 

auszuhalten, Kompromisse zu fi nden. 

Es passiert mir häufi ger, dass mir als Inderin 

zugeschrieben wird, ich müsste auch Eso-

terikerin sein. Das hat vielleicht auch etwas 

mit meinen Kunden aus dem sozialen, 

alternativen Bereich zu tun? Ich selbst habe 

dazu keinen Bezug, ich sehe mich als sehr 

»normal« und bodenständig. Aber ich muss 

mich mit diesen Zuschreibungen auseinan-

dersetzen.

Ein anderes Beispiel: das Verhältnis von 

Arbeit und Zeit. Hier in Deutschland ist die 

Arbeitszeit sehr getaktet, in einer bestimm-

ten Zeit muss eine bestimmte Leistung 

vorliegen. Damit konnte ich nie gut 

umgehen. Durch die Auseinandersetzung 

mit interkulturellen Theorien konnte ich 

mein Verhältnis von Zeit und Arbeit besser 

verstehen und selbst auch fl exibler und den 

Erwartungen hier besser gerecht werden. 

Solche Erfahrungen gebe ich gerne weiter. 

Ich denke, viele Migranten schätzen die 

Deutschen falsch ein, denn sie wirken oft 

brüsker als sie wirklich sind. Mit Missver-

ständnissen umgehen lernen in der Hoff -

nung, dass man damit Konfl ikten vorbeugt, 

das sind meine Themen.

Welche Herausforderungen 

siehst du aktuell bei deiner Arbeit?

Nun, man hat keine wirtschaftliche Pla-

nungssicherheit, aber das ist typisch für 

Freiberufl er. Man weiß nie, ob die Auf-

tragslage nächstes Jahr so ist wie man das 

möchte. Es ist immer eine Herausforderung 

die passenden Angebote für die Nachfrage 

bereit zu haben. Und die Schwierigkeit 

als Einzelkämpferin ernst genommen zu 

werden, insbesondere bei großen Unterneh-

men. Die haben große Beratungsbüros, mit 

denen sie zusammen arbeiten, da hat man 

als Einzelne vielfach das Nachsehen.

Eine andere große Herausforderung ist die 

aktuelle Situation im Arbeitsfeld »Inte-

gration von Neuzuwanderern«. Zurzeit 

werden vielerorts Mittel für Gefl üchtete 

bereitgestellt. Es gibt zahlreiche Projekte, 

aber die Auftragsvergabe dazu ist teilweise 

sehr intransparent. Es schmerzt, wenn ich 

sehe, dass nach so vielen Jahren Erfahrung 

im interkulturellen Bereich plötzlich »neue 

Trainer« mit einem gut fi nanzierten Projekt 

ankommen. Und man selbst hat noch nicht 

mal von der Möglichkeit gewusst, dass man 

sich hätte bewerben können.

Zwar ist interkulturelle Öff nung in vieler 

Munde, aber es ist sowohl für Kommunen 

als auch für Unternehmen keine Ver-

pfl ichtung, kein »must to have«, sondern 

vielmehr ein »nice to have«. Ich denke, viele 

Akteure unterschätzen, dass die aktuelle 

Zuwanderung künftig mehr an interkul-

tureller Sensibilität erfordern wird. Man 

wird darauf angewiesen sein, wenn man 

effi  zient arbeiten und sich kundenorientiert 

auf dem Markt behaupten will. 

Was sind deine besonderen Stärken? 

Worin liegt der Erfolg deiner Arbeit?

Ich glaube eine gewisse Form von Beharr-

lichkeit ist für mich ein relevanter Erfolgs-

faktor und auch die Fähigkeit, mich immer 

wieder neu zu vernetzen, mich auf Men-

schen neu einzulassen und off en zu sein für 

Veränderungen. Ich will nicht uralte Kon-

zepte stets wiederholen und verfestigen. 

Und ein wesentlicher Erfolgsfaktor – das 

hört sich jetzt vielleicht banal an, aber für 

mich ist das zentral: ich liebe Menschen. 

Ich liebe es mit Menschen zusammen zu 

arbeiten und ich glaube, dass die Menschen 

das spüren und dann Vertrauen aufbauen 

und daran glauben, dass sich ihre zurzeit 

schwierige Lebenssituation, egal ob im 

Training/Coaching oder in der Beratung, 

zum positiven verändern lässt. 

Vielen Dank! 

Das Gespräch führte Maria Ringler
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Vielfalt von unten trifft auf Politik oben

Bundestagsabgeordnete laden regelmäßig Bürger*innen des eigenen Wahlkreises 

zu politischen Bildungsreisen nach Berlin ein. Vom 17. bis 20. Oktober 2016 nahmen 

Elternbegleiterinnen des Rucksackprojektes und Kolleginnen der Geschäftsstelle Bonn/NRW 

an einer solchen Reise teil, organisiert vom Büro des Bundestagsabgeordneten 

Ulrich Wolfgang Kelber, SPD, aus Bonn. 

So machten sich zwölf Damen mit Migra-

tionshintergrund, einige davon Kopftuch-

trägerinnen, zusammen mit weiteren 30 

Bonner*innen auf den Weg nach Berlin. 

Wir waren alle sehr stolz darauf, dass wir 

auch zu einem Termin ins Bundesminis-

terium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend eingeladen waren, wo wir unsere 

Erfahrungen aus dem Rucksackprojekt 

und aus dem Programm Elternchance ist 

Kinderchance gewissermaßen an höchs-

ter Stelle vortragen konnten – Dank des 

engagierten Einsatzes von Herrn Knorr aus 

dem MdB-Büro Kelber.

Und wir waren natürlich sehr aufgeregt – 

keine von uns war je in einem Bundesmi-

nisterium gewesen und nun sollten wir 

unsere Erfahrungen, unsere Überlegungen 

und Wünsche vorbringen. Wer erzählt was 

bei diesem Termin? Welche Informationen 

sind wichtig? Welche Berichte und Bilder 

können wir zeigen, um unsere Arbeit vor-

zustellen? All dies beschäftigte uns schon 

lange vor der Reise. Und dann musste die 

Reise selbst vorbereitet werden. Nicht alle 

waren es gewohnt alleine ohne Familie, 

vor allem ohne Kinder, zu verreisen. Es 

galt Kinderbetreuung zu organisieren, die 

Hausarbeiten in der Familie zu verteilen … 

und was zieht Frau eigentlich an für so ein 

Gespräch?

Können wir voraussetzen, dass man das 

Rucksackprogramm kennt, das mehrspra-

chige Erziehung und indirekte Elternbil-

dung miteinander verbindet und dass wir 

Rucksack seit 10 Jahren in Trägerschaft des 

Verbandes in Bonn durchführen? Wir woll-

ten zeigen, dass acht Elternbegleiterinnen 

in 2016 in insgesamt 13 Einrichtungen etwa 

150 Familien regelmäßig erreichen. 

Wie stellen wir das dar? 

Bei dem Programm Elternchance ist Kinder-

chance war es uns wichtig deutlich zu 

machen, dass dieses Familienbildungspro-

gramm für die Elternbegleiterinnen eine gro-

ße Chance war, sich weiter zu qualifi zieren. 

Wie berichten wir darüber?

Herr Paschold und Frau Falconere aus der 

Familienabteilung des Ministeriums, die 

das Gespräch mit uns führten, nahmen uns 

unsere Nervosität. Sie waren sehr interes-

siert und hatten fast zwei Stunden Zeit für 

uns. Sie erklärten die Struktur und Arbeits-

weise des Ministeriums und hörten sich 

unsere Ausführungen an. Wir hatten das 

Gefühl, dass auch unsere Wünsche und For-

derungen sehr wohl ernst genommen wur-

den – vor allem wünschten wir uns, dass 

mehr ausgebildete Elternbegleiterinnen in 

den Kommunen eingesetzt werden. Hier 

verwies aber das Ministerium wieder zu-

rück an die Kommunen, bekräftigte jedoch, 

dass man sich dafür einsetzen wolle, dass 

die Kommunen über den Jugendhilfeplan 

mehr Gelder zur Verfügung stellen, um die 

Elternarbeit für alle Bevölkerungsgruppen 

zu verbessern. Wir waren sehr zufrieden mit 

diesem Termin, der sicherlich ein Highlight 

unserer Reise war. 

Gut gelaunt in der 
Hauptstadt angekommen 

Vor dem Eingang zum Plenarsaal
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Schloss Sanssouci - 
einfach königlich! Nachdenkliche Gesichter nach dem Besuch der GedenkstätteZwölf und Willy ...
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Dabei blieb es aber nicht. Wir besuchten 

die Gedenkstätte Cecilienhof in Potsdam, 

den Ort der Dreimächtekonferenz von Ber-

lin im Jahr 1945, wo die USA, Großbritanni-

en und die Sowjetunion die Neuaufteilung 

Europas nach dem 2. Weltkrieg verhan-

delten. In der Gedenkstätte Lindenstraße 

für die Opfer politischer Gewalt im 20. 

Jahrhundert in Potsdam kamen uns die 

Gewalterfahrungen sehr nahe. »Jetzt kann 

man mal sehen, wie das gewesen ist« – so 

eine Rucksackkollegin, »bisher habe ich 

mich nicht für Politik oder deutsche Ge-

schichte interessiert, ich bin ja in der Türkei 

aufgewachsen – das macht mich alles sehr 

nachdenklich«. Es war für viele von uns ein 

eindrückliches Erlebnis, diese historischen 

Orte zu besuchen – und auch das Wetter 

passte sich dieser Stimmung an – es war 

an diesem Tag grau und regnerisch. Nur 

wenige von uns, die hier zur Schule ge-

gangen sind, hatten historische Kenntnis-

se zu der Zeit vor und nach dem Zweiten 

Weltkrieg.

Auch das Leben im anderen deutschen 

Staat, das wir am nächsten Tag in der 

Ausstellung »Alltag in der DDR« kennen 

lernten, erschien uns sehr fremd und un-

wirklich. Wir, die wir alle im Westen leben, 

konnten nur schwer nachvollziehen, wie 

anders das Leben im Osten war. Und in 

Berlin, im Ostteil der Stadt fi nden sich 

noch viele Spuren aus dieser Zeit.

Besonders spannend erlebten wir den Be-

such im Plenarsaal: In der aktuellen Stunde 

des Bundestages, an der wir teilnahmen, 

wurde über die aktuelle Lage in Syrien 

diskutiert. Wir erlebten sozusagen die 

politischen Nachrichten live und nicht wie 

gewohnt im Fernsehen. Es war schon ein 

besonderes Gefühl, so vielen bekannten 

Politikern so nah zu sein. Wir waren am glei-

chen Ort wie unsere Bundeskanzlerin…

Wie die Arbeit eines Bundestagsabgeord-

neten konkret aussieht, das konnten wir in 

einem Gespräch mit dem MdB Kelber er-

fahren. Ihm haben wir auch noch konkrete 

Wünsche mit auf den Weg gegeben wie 

den Ausbau des türkischen muttersprach-

lichen Unterrichts voran zu bringen oder 

sich stärker für die Arbeitsintegration von 

Gefl üchteten einzusetzen. 

Und natürlich kam das gesellige Beisam-

mensein nicht zu kurz: Am ersten Abend 

saßen wir noch getrennt an unseren 

Tischen – die Teilnehmerinnen mit Migra-

tionshintergrund hier, die ohne dort. Aber 

am Ende unserer Reise waren wir jedoch 

»voll integriert« – die Kopftücher hatten 

sich im ganzen Frühstücksraum verteilt!

»Es war sehr anstrengend, aber wirklich 

gut. Jetzt verstehe ich viel mehr ….«, so 

fasste es eine Elternbegleiterin auf der 

Rückfahrt zusammen.

Sangita Popat
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Postfaktische Zeiten?

–––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––
1  Oxford Dictionaries »Postfaktisch« ist internationales Wort des Jahres www.spiegel.de/kultur/

gesellschaft/postfaktisch-internationales-wort-des-jahres-a-1121598.html [21.11.2016]

2  S.P.O.N. – Die Mensch-Maschine: Schneller als die Fakten erlauben – Meinungsschaum statt Fakten: 

Im US-Wahlkampf erlebten wir eine wahrheitsunabhängige Politik. Schuld tragen auch die hektischen 

sozialen Medien. Dabei ist Geschwindigkeit nicht alles. Eine Kolumne von Sascha Lobo www.spiegel.de/

netzwelt/web/post-truth-politics-sascha-lobo-ueber-die-luege-in-der-politik-a-865523.html [23.11.2016]

Viele von uns fragen sich: wie konnte es 

passieren, dass ein US-Präsidentschafts-

kandidat gewählt werden konnte, der vor 

rassistischen, diskriminierenden und se-

xistischen Äußerungen keinen Halt macht 

und eine Stimmung von Angst, Wut und 

Hass mit seinen populistischen Äußerun-

gen befeuert? 

Der amerikanische Journalismus-Professor 

Jeff  Jarvis erklärt, dass Trumps Wahlerfolg 

auch den »Mainstream-Medien« geschul-

det sei, da die Journalisten die Bürger 

aus den Augen verloren hätten. Medien-

vertreter werden vielfach als Teil der Elite 

gesehen, die die Wähler mit ihrer Stimme 

abstrafen wollten. Es zeigt sich in Trumps 

Wahlerfolg auch ein Protest gegen das 

Establishment, gegen politische wie 

mediale Eliten.

In einer Zeit, in der Nachrichten online in 

Sekundenschnelle für alle Welt öff entlich 

zugänglich werden, in der Nachrichten 

hauptsächlich das Ziel verfolgen, online 

von möglichst vielen Menschen weiter 

geteilt und zitiert zu werden, bleibt die 

Qualität dieser Nachrichten oft auf der 

Strecke. Wichtig ist nur noch die Schlag-

zeile, nicht das, was damit vermittelt wer-

den soll. Es ist sicher kein neues Phäno-

men, Menschen über Gefühle wie Angst, 

Hass und Wut zu erreichen, anstatt über 

Zahlen und Fakten. Neu ist jedoch, dass 

seit Kurzem vermehrt von einem postfak-

tischen Zeitalter und von postfaktischer 

Politik gesprochen wird, wo Fakten nicht 

mehr zählen und (politische) Argumente 

unabhängig von Tatsachen konstruiert 

werden. Es scheint fast so, als hätten alle 

nur auf diesen Begriff  gewartet. 

Neue Namen und Begriff e schaff en 

(vermeintlich) Klarheit und in unruhigen 

Zeiten sucht man nach Klarheit. Doch um 

neue Begriff e einzuführen und durchzu-

setzen, braucht es Macht: die Defi nitions-

macht, die mediale Macht, diese Begriff e 

zu verbreiten. Wer propagiert Begriff e 

wie »postfaktisch«? Ein Begriff , der auch 

darüber eine Aussage macht, was »wahr« 

und was »falsch« ist. Ist es nicht wiederum 

nur eine elitäre Gruppe, die damit den An-

spruch erhebt die »Wahrheit« zu kennen?

Es gibt sicherlich Argumente, die der 

Realität näher kommen als andere, die 

nur zur Stimmungsmache konstruiert und 

bewusst verfälscht werden. So sagt der 

ehemalige Soziologieprofessor, Diplomat 

und US-Senator Daniel Patrick Moynihan: 

»Jeder hat das Recht auf eine eigene 

Meinung, aber niemand hat das Recht auf 

eigene Fakten.« 

Es ist paradox, eine ernstgemeinte Debat-

te darüber zu führen, ob Fakten Tatsachen 

sind oder nicht, ob sie der Wirklichkeit 

entsprechen oder unwahr sind. Wir sollten 

uns daher die Frage stellen, ob »postfak-

tisch« ein passender Begriff  ist oder ob er 

vielmehr dazu beiträgt die postfaktischen 

Versuchungen der Populisten salonfähig 

zu machen. 

Vor einem Jahr verwendeten das Wort »postfaktisch« bestenfalls Wissenschaftler. 

Ende 2016 hat nun die Gesellschaft für deutsche Sprache dieses Wort zum Wort des Jahres 2016 gewählt. 

»Postfaktisch«, ein Wort, das den Zeitgeist widerspiegelt? Es wird vor allem im Zusammenhang 

mit Großbritanniens Brexit und dem Wahlsieg von Donald Trump verwendet.

POSTFAKTISCH
Bedeutungen:

auf Gefühlen, nicht auf Tatsachen 

beruhend

Herkunft:

Lehnübersetzung aus dem Englischen 

zum Adjektiv post-truth, das von Ralph 

Keyes in seinem 2004 erschienenen 

Buch »The Post-Truth Era« geprägt 

wurde

Synonyme:

gefühlsmäßig, populistisch, unsachlich

Gegenwörter:

faktisch, auf Fakten beruhend



Dankeschön.

Wir wollen die Gelegenheit nutzen und all jenen Danke sagen, die durch ihre Mitgliedschaft den Verband stärken 

und durch ihr Mitwirken wichtige Themen setzen. Nur dadurch werden wir uns gemeinsam weiterhin einsetzen können 

für eine freie Partner*innenwahl und die gesellschaftliche Teilhabe aller Menschen, ungeachtet ihrer Herkunft.

In diesem Jahr feiern viele Mitglieder ein rundes Jubiläum.

40 Jahre 20 Mitglieder   (Eintritt: 1976)

30 Jahre 19 Mitglieder   (Eintritt: 1986)

20 Jahre 22 Mitglieder   (Eintritt: 1996)

10 Jahre 12 Mitglieder   (Eintritt: 2006)

Wir gratulieren und bedanken uns für die langjährige Treue zum Verband.
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»Vorurteile im Betrieb. Weniger Sprachlosigkeit, 
mehr Argumente für ein gutes Betriebsklima«

 

Wie kann ich ausgrenzende Parolen 

im Betrieb entkräften? Wie unterstütze 

ich ein Klima der Off enheit und Akzep-

tanz gegenüber (neu-)zugewanderten 

Kolleginnen und Kollegen? Sie haben als 

Geschäftsführung oder Personaler einen 

großen Vorteil – Sie brauchen keine ge-

samtgesellschaftlichen Debatten führen, 

sondern können sich auf die Unterneh-

mensziele beziehen. Konkrete Tipps und 

Gesprächsstrategien bietet das Workbook 

»Vorurteile im Betrieb. Weniger Sprach-

losigkeit, mehr Argumente für ein gutes 

Betriebsklima.«

Das Workbook kann kostenlos und porto-

frei bezogen werden:

www.rkw.link/argumentationshilfe  
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Wir wollen auch zukünftig für Sie da sein, Ihnen Angebote für Ihre 

Anliegen off erieren, für Sie öff entlich und gegenüber 

politisch Verantwortlichen sichtbar auftreten und uns stark ma-

chen für eine Gesellschaft in Vielfalt.

Dafür brauchen wir Sie und Ihre Unter stützung. 

Sagen Sie Ja zu unserer Arbeit!

Unser Verband hat starke Mitglieder, die Erfahrungen im binatio-

nalen / bikulturellen Zusammenleben haben und wissen: das, 

was wir im Kleinen leben, benötigt die Welt im Großen gerade 

ganz dringend. Zuhören – Aushalten – Aushandeln – gemeinsam 

erfolgreich zusammen leben!

Werden Sie (Förder-)Mitglied – werden Sie Teil einer starken 

Gemeinschaft!

Wir machen uns stark für Sie und Ihre Familien.

Kennen Sie noch andere Interessierte? Erzählen 

Sie von uns! Nur gemeinsam sind wir stark 

und können die Welt positiv verändern!
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Gooding – Dein Beitrag zählt!
Einkaufen und gleichzeitig die Arbeit des Verbandes unterstützen

Du kaufst Geschenke, Kleidung, Schuhe, Musik 

und vieles mehr im Internet in deinem On-

lineshop? Ab jetzt könnt Ihr Euren gewohnten 

Einkauf durch www.gooding.de vornehmen. 

Gleichzeitig spendet Euer Onlineshop nach 

Eurem Einkauf einen Betrag an uns. 

Und so funktioniert es:

• Auf www.gooding.de gehen

• Den Verband binationaler Familien 

und Partnerschaften, iaf e.V. als 

unterstützendes Projekt auswählen

• Gewünschten Onlineshop auswählen

• Wie gewohnt shoppen

Von Eurem Einkaufswert gehen dann anteilig 

Spenden an den Verband, ohne dass für Euch 

die bestellte Ware teurer wird.
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In vielen Sprachen zu Hause

Die familiäre Mehrsprachigkeit als 

Potential wahrzunehmen ist das 

Anliegen dieser Broschüre, die El-

tern Mut macht für die anspruchs-

volle Aufgabe der mehrsprachigen 

Erziehung in der Familie. 

Wie können sie die sprachliche 

Entwicklung ihrer Kinder positiv 

beeinfl ussen? Überfordert Kinder 

das Aufwachsen in mehreren Spra-

chen? Hierzu gibt die Broschüre 

Impulse und Anregungen.

Legen auch Sie diese zweisprachi-

ge Broschüre in Ihrer Einrichtung, 

Praxis, Beratungsstelle für Eltern 

bereit! 

Die Broschüre gibt es, 

teilweise bereits in 

vierter Aufl age, in  

» Arabisch / Deutsch, 

» Englisch / Deutsch,

» Italienisch / Deutsch,

» Polnisch / Deutsch,

» Russisch / Deutsch,

» Spanisch / Deutsch und

» Türkisch / Deutsch.

Und neu seit 2017 in 

» Bulgarisch / Deutsch,

» Kurdisch / Deutsch und

» Portugiesisch / Deutsch,



Als interkultureller Familienverband 

arbeiten wir bundesweit als Interessen-

vertretung an den Schnittstellen von 

Familien-, Bildungs- und Migrations-

politik. Es ist uns wichtig, dass Men-

schen ungeachtet ihrer Hautfarbe 

oder kulturellen Herkunft sozial und 

rechtlich gleichgestellt werden. 

Unser Anliegen ist es, das interkultu-

relle Zusammenleben in Deutschland 

gleichberechtigt und zukunfts weisend 

zu gestalten. 

Wir arbeiten als gemeinnütziger Verein 

mit Büros in Berlin, Bonn, Bremen, 

Frankfurt, Hamburg, Hannover, Leipzig 

und München. 

In 15 weiteren Städten stehen ehren-

amtlich Engagierte als Ansprechpart-

ner*innen zur Verfügung. 

Wir sind Mitglied im Paritätischen 

Wohlfahrtsverband, im Deutschen 

Frauenrat, in der Arbeitsgemeinschaft 

der deutschen Familienorganisationen 

(AGF) und im Forum Menschenrechte. 

Wir engagieren uns im Forum gegen 

Rassismus und im Netz gegen Rassismus. 

Auf europäischer Ebene arbeiten wir 

mit der Europäischen Koordination 

für das Recht der Migrant*innen auf 

Familienleben (CE) zusammen und 

sind in der ecb, der European Confe-

rence of Binational / Bicul tural Relation-

ship vertreten.

Verband binationaler Familien 

und Partnerschaften, iaf e.V.

Ludolfusstraße 2–4  |  60487 Frankfurt am Main

www.verband-binationaler.de

Verband binationaler Familien und Partnerschaften

Ludolfusstraße 2–4, 60487 Frankfurt am Main




